
Wahlen in  Frankreich –  Scheiß
auf  Volksfront,  Jugend  in  die
Offensive!
von Flo Weitling, Juli 2024

Vorgestern fand der erste Wahlgang bei den Neuwahlen des französischen
Parlaments statt. Aus dieser ging Le Pens RN als stärkste Kraft hervor. Wie
in  den meisten Ländern Europas  aber  auch weltweit,  ist  dass  einer  der
Ausdrücke des vorranschreitenden Rechtsrucks in Folge der Führungskrise
der Arbeiter:innen. Doch was können wir als Jugendliche dagegen tun?

Demokratie oder Faschismus?
Nach  dem immensen  Erfolg  des  Rassemblement  National  (RN,  deutsch:
Nationale  Sammlungsbewegung)  bei  den  EU-Wahlen  letzten  Monat,
beschloss noch am selben Tag der französische Präsident Emanuel Macron
die Auflösung des Parlaments und somit Neuwahlen.

Kurz darauf bildete sich ein linkes Bündnis aus der linkspopulistischen La
France Insoumise,  den bürgerlichen Arbeiter:innenparteien (Sozialistische
und Kommunistische Partei) und den französischen Grünen, die zwar linker
als die deutschen, aber trotzdem eine kleinbürgerliche Partei sind. Unter
dem  Banner  der  „Neuen  Volksfront“  (Nouveau  Front  Populaire,  NFP)
schließen sie an eine Taktik an, die schon 1936 kläglich gescheitert ist. Doch
warum ist das so?

Der  Zusammenschluss,  will  unter  dem Motto  „Alles  gegen  den  RN“  die
politische Krise Frankreichs herunterbrechen auf die Frage von „Demokratie
gegen Faschismus“. Das zeigt sich auch daran, dass sie nun ankündigten in
den  Wahlkreisen  wo  sie  hinter  den  Liberalen  liegen,  ihre  Kandidatur
zurückzuziehen und somit ganz offen Macrons Bündnis zu unterstützen. Das
hat den Zweck, dass „keine einzige Stimme an das RN geht“. Wie richtig es
auch ist  sich den Rechten entgegenzustellen,  kann dieses Bündnis deren
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Aufstieg nicht verhindern. Das erkennt man auch schon ganz praktisch am
Programm der Volksfront selber. Denn selbst ohne die offenen bürgerlichen
Parteien bereits im Boot zu haben, ordnen sie sich dem Imperialismus unter,
so in der Frage der Wiederaufrüstung oder selbst der Aufrechterhaltung der
kolonialen Herrschaft über Kanaky (Neukaledonien). Ihr Ziel ist es dabei im
Parlament zusammen mit Macrons Liberalen (welche in der ersten Runde
hinter der NFP und dem RN liegen) ein Bündnis aufzustellen um somit eine
RN-Regierung zu verhinden. Doch selbst wenn ihr Plan aufgeht, stellt sich
die Frage was sie damit bewirkt haben? Werden die Arbeiter:innen nicht
mehr  ewig  schuften  müssen  bis  sie  in  die  Rente  können?  Werden
Migrant:innen weniger rassistisch angegangen werden und wir Jugendlichen
Geld für unsere Billdung haben? Wird die Kriegstreiberei ein Ende finden?
Die Antwort ist Nein, denn die Taktik der Volksfront bekämpft eben nicht die
Ursachen, welche den Aufstieg der Rechten begünstigen.

Denn der Kampf gegen Rechtsruck und Faschismus kann nie ein Kampf mit
sondern nur gegen die Kapitalist:innen, ihre Parteien und ihre Ordnung sein!
Denn ihr System ist es, welches erst die Bedingungen für den Aufstieg des
Rechtspopulismus bis hin zum Erstarken von offen faschistischen Kräften
schafft. Sich ihnen in einem „Kampf gegen den Faschismus“ unterzuordnen
heißt unsere Kampfkraft abzugeben und die Lösung des Problems faktisch zu
verhindern.

Denn die geballte Stärke der Jugend und Arbeiter:innenklasse ist  es,  die
durch Streiks, Besetzungen und Aufstände, bis hin zu einer Revolution, die
Überwindung der Probleme erreichen kann. Den Rechtsruck aber auch das
was diesen erst geschaffen hat, wie die hohen Lebenserhaltungkosten oder
ganz generell die tägliche Ausbeutung und Unterdrückung.

Wenn wir jedoch den Illusionen der netten Fratze der Diktatur des Kapitals,
also  der  „Demokratie“,  hinterherrennen,  kann  unser  Kampf  kein
erfolgreicher sein! Denn der demokratische Staat ist es, der unsere Armut,
Ausbeutung und Unterdrückung aufrechterhält. Der demokratische Staat ist
es der Kriege führt und Genozide unterstützt. Der demokratische Staat ist es
der uns abschiebt und durch seine Handlanger, die Polizei, ermordet. Der
demokratische Staat ist es, der uns bis zum Zusammenbruch arbeiten lassen



will, damit er auf dem Weltmarkt besser konkurrieren kann. Wenn wir also
den demokratischen, bürgerlichen Staat und die Ordnung die er aufrecht
erhält wählen, wählen wir nicht das kleinere Übel sondern schaufeln fleißig
weiter  unser  eigenes  Grab!  Denn  die  Leute  haben  die  bürgerliche
Demokratie und ihre Politik, ob von Macron, Biden oder Habeck, satt und
zwar völlig zu Recht!

Der ganze Aufstieg der Rechten ist letztendlich auch ein Ausdruck davon,
dass die Organisationen der Arbeiter:innenklasse den Kampf gegen diese
Ordnung, an der nicht die Rechten die schlechten Stellen sind, sondern die
als ganzes ein Übel ist, nicht konsequent geführt haben. So haben wir es bei
den  Rentenreformen  gesehen,  wo  die  großen  Gewerkschaften  und
linkspopulistischen sowie reformistischen Parteien notwendige und mögliche
Generalstreiks  verhindert,  den  Kampf  in  die  Bahnen  des  Parlaments
verschoben  und  somit  geschwächt  haben.

Was braucht es dann?
Anstatt mit bürgerlichen Kräften zu liebäugeln und am liebsten zusammen
mit Macron eine Regierung zu bilden, braucht es einen Zusammenschluss
der  Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  und  der  Gewerkschaften  zu
einer  Einheitsfront,  welche  die  geballte  Kampfkraft  der  Jugend  und
Arbeiter:innen  entfesselt.  Dabei  müssen  wir  als  Revolutionäre  die
Jugendlichen  und  Arbeiter:innen  von  den  Illusionen  der  reformistischen,
bürgerlichen Arbeiter:innenparteien wegbrechen und für ein revolutionäres
Programm gewinnen. In einem gemeinsamen Kampf gegen und nicht mit
dem Klassenfeind!

Die spontanen Proteste nach der Europawahl und auch nach den Neuwahlen
zeigen das Potenzial für eine Bewegung welche diesen Kampf führen kann.
Wir als Jugend müssen in diesen Kämpfen eine militante und führende Rolle
einnehmen,  was in  den letzten Jahren schon teilweise  passiert  ist.  Doch
darauf  müssen  wir  akt iv  ausbauen  und,  im  Bündnis  mit  der
Arbeiter:innenklasse, den Umsturz des Systems vorrantreiben! Auch in der
Jugend selber müssen wir die Überzeugung festigen, dass eine revolutionäre
Perspektive notwendig ist um unsere Probleme zu lösen.



Um das zu tun müssen wir uns organisieren, an unseren Schulen sowie in
Unis und Betrieben. Wir müssen die Orte an den wir uns täglich aufhalten
zur Agitation nutzen und Organe wie Schul- und Unikomitees schaffen. Diese
können auch langfristig den Grundstein der Selbstverwaltung legen, die eine
Ordnung nach dem Zerschlagen des bürgerlichen Staats  braucht.  Darauf
aufbauend müssen wir Schul- und Unistreikkomitees initiieren, um unseren
Kampf  zu  organisieren  und  als  geballte  Front  den  Rechten  und  den
Kapitalist:innen entgegenzutreten!

Um diese Arbeit zu koordinieren und zum Erfolg zu führen braucht es eine
unabhängige Jugendorganisation die diesen Kampf vorrantreibt.  Sie muss
international den kämpfenden Jugendlichen eine revolutionäre Perspektive
aufzeigen und dabei den Aufbau einer Jugendinternationale anstreben. Die
Organisierung  der  Jugend  in  Europa  und  Weltweit,  über  die  nationalen
Grenzen hinaus, ist notwendig, denn wir uns muss klar sein: Genauso wie die
Arbeiter:innen, hat die Jugend kein Vaterland und kann nur international
organisiert siegen!

Wir fordern:

Schluss mit der Volksfront! Es braucht eine Einheitsfront der Jugend und
Arbeiter:innenklasse!
Nieder mit Macron – Nieder mit der RN! Für ein revolutionäres Programm der
Jugend und der Arbeiter:innen!
Aufbau von Schul- und Unikomitees sowie einer schlagkräftigen Bewegung
gegen die Angriffe der Kapitalist:innen und den Aufstieg der Rechten!
Für den Aufbau einer Jugendinternationale!



Unsere  Klassenfahrt  –  unsere
Regeln!
von Erik Likedeeler, Juli 2024

Klassenfahrt:  Für  manche  weckt  dieses  Wort  Erinnerungen  an  die
aufregendsten Tage ihrer Schulzeit. Für andere beginnt mit der Busreise ins
Schullandheim ein Albtraum, von dem sie sich Jahre später noch nicht erholt
haben. Wieder andere dürfen gar nicht erst mitfahren. Wie kann das sein,
und was muss passieren, damit solche Reisen für uns alle als erfreuliches
Ereignis in Erinnerung bleiben?

Klassenfahrt darf kein Luxus sein!
Wie üblich fängt das Problem beim Geld an: Ein Städtetrip mit Hotel und
anspruchsvollem Kulturprogramm wird schnell kostspielig. Wenn Rücksicht
auf  Schüler:innen  aus  ärmeren  Familien  genommen  wird,  läuft  es  auf
Schullandheim und Wandern hinaus. Eine finanzielle Belastung entsteht aber
selbst in der heruntergekommenen Unterkunft mit der ekligen Mensa.

Die  Finanzierungsmöglichkeiten  sind  dürftig:  Schulvereine,
Wohlfahrtsverbände und die Sozialfonds einiger Bundesländer machen hin
und  wieder  etwas  Kohle  locker.  Für  Menschen,  die  Bürger:innengeld
beziehen,  gibt  es  Unterstützungsanträge.  Aber  all  diese  Optionen  sind
unsicher und es gibt  viele Voraussetzungen,  die zu erfüllen sind,  um an
Ermäßigungen zu kommen.

Die  grundlegende  soziale  Ungleichheit,  die  das  kapitalistische  System
verursacht,  lässt  sich  sowieso  nicht  wegbeantragen.  Auch  während  der
Klassenfahrt  kristallisieren  sich  Geldprobleme  heraus,  mehr  als  im
gewöhnlichen Schulalltag.  Während einige  Schüler:innen sich  noch  nicht
einmal einen Koffer leisten können, gehen andere vor Ort im Restaurant
essen und decken sich bei Shopping-Touren mit neuen Klamotten ein. Dass
die Bezuschussung das Problem nicht löst, merken wir daran, dass manche
Mitschüler:innen dennoch zuhause bleiben müssen.
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Statt entwürdigende Bettel-Anträge mit mäßiger Erfolgsaussicht brauchen
wir eine unbürokratische, vollumfassende staatliche Kostenübernahme von
Klassenfahrten – finanziert aus den Taschen der Reichen und unter Kontrolle
der Arbeiter:innen! Dazu gehören müssen natürlich auch eine genießbare
Vollverpflegung vor Ort, sowie Geld für Reiseutensilien und ein Taschengeld.

Kein Schulstress unterwegs!
Mitbestimmung über das Reiseziel und die Aktivitäten auf der Klassenfahrt
bekommen Schüler:innen selten.  Laut Gesetz müssen alle Aktivitäten der
Klassenfahrt irgendwie mit dem Unterricht zusammenhängen. Hier zeigt sich
der  Bildungs-Chauvinismus  des  Schulsystems,  denn  natürlich  ist  es  kein
Zufall, welcher Ausflug als „sehenswürdige Hochkultur“ gilt und welcher als
„nutzloser Touri-Scheiß“.

Der  Leistungsdruck  des  Schulalltags  wird  bei  Klassenfahrten  nicht
zurückgestellt, sondern sogar ausgeweitet. In Form von benoteten Referaten
und Sportprüfungen wird uns allen die Woche gründlich vermiest. In einer
sozial überfordernden Umgebung sollen wir dann auch noch 24/7 auf unsere
Note achten.

Die Lehrer:innen betonen dabei gern, dass eine Klassenfahrt anstrengend
sein darf,  weil  sie eben kein Urlaub ist.  Aber für einige von uns ist  die
Klassenfahrt die einzige Reise, die wir uns leisten können, da sollte etwas
Urlaub schon drin sein!

Außerdem sind schlecht geplante Sportaktivitäten nicht nur anstrengend,
sondern auch gefährlich. Bei meiner Klassenfahrt in ein Skigebiet lagen am
Ende 4 Mitschüler:innen mit gebrochenen Knochen in einem Krankenhaus im
Ausland. Die meisten von uns hatten nicht einmal Lust auf Skifahren gehabt.

Deshalb müssen Schüler:innen in Zukunft Mitspracherecht bei der Planung
der  Klassenfahrt  haben.  Über  unsere  Reise  wollen  wir  gemeinsam  mit
unseren Lehrer:innen entscheiden, anstatt uns von der Schulleitung oder der
Schulbehörde bevormunden zu lassen! Die Kontrolle über die Lehrpläne und
die Abschaffung der Schulnoten gehören zu den wichtigsten Stellschrauben



für eine Klassenfahrt nach unseren Vorstellungen.

Keine Klassenfahrt ohne Inklusion!
Auf Klassenfahrten sind Schüler:innen ihren Mobber:innen mehrere Tage
lang  auf  engstem  Raum  ausgeliefert,  ohne  Möglichkeit,  zu  entkommen.
Angesichts dessen ist es verständlich, die Klassenfahrt nicht genießen zu
können und Heimweh zu bekommen – doch das ist nur ein weiterer Anlass,
um von Lehrer:innen und Schüler:innen belächelt zu werden.

Im  eng  getakteten  Programm  gibt  es  kaum  Momente  zum  Ankommen,
Durchatmen  und  Entspannen,  und  keine  Möglichkeit,  sich  einzelnen
Aktivitäten  zu  entziehen.  Häufig  wird  sich  bei  Klassenfahrten  an  den
Bedürfnissen der Schüler:innen mit der meisten Energie und der höchsten
Belastbarkeit  orientiert.  Alle  anderen  müssen  sich  unterordnen  und
anpassen.

Neurodivergente und psychisch kranke Mitschüler:innen müssen die ganze
Zeit  über  maskieren,  denn  Überreizung  oder  soziale  Ängste  dürfen  im
schulischen Kontext nicht existieren. Wenn die Situation unerträglich wird,
bleibt ihnen keine andere Wahl, als ihre Diagnosen offenzulegen.

Körperlich  behinderte  Schüler:innen  werden  im  Zuge  von  ableistischem
Mobbing  als  Klotz  am  Bein  abgestempelt,  wenn  Ausflugsziele  aufgrund
zahlreicher Barrieren abgeändert werden.

Bei der Planung von Klassenfahrten müssen Barrierefreiheit und Inklusion zu
den wichtigsten Kriterien gehören – es ist Aufgabe des Lehrplans, das nötige
Bewusstsein darüber zu vermitteln. Zusätzlich braucht es Schutzmaßnahmen
wie  Selbstverteidigungskurse  und  ein  Caucusrecht,  um  sich  gegen
Unterdrückung  zu  organisieren.

Vertrauen statt Taschenkontrollen!
„Wenn du dich nicht benimmst, dann darfst du nicht mit auf Klassenfahrt“ ist
eine gern gewählte Wichtigtuerei von Lehrkräften, um Jugendliche im Zaum
zu halten – in den meisten Fällen übrigens eine leere Drohung.



Vor der Abreise nimmt die Überwachung an Fahrt auf: Lehrkräfte picken sich
gern Schüler:innen heraus, deren Taschen und Koffer durchwühlt werden.
Hier merken wir schnell, wer die Lieblingsschüler:innen sind und wer als
„Problemkind“ identifiziert wurde.

Am Zielort  angekommen geht die Entmündigung weiter,  mit  lächerlichen
Bettruhezeiten,  Handyverboten  oder  verpflichtendem  Ausziehen  am
Nordseestrand.  Diesen sinnlosen Regeln sollen wir  uns nur unterordnen,
damit  wir  von  unangepassten  Jugendlichen  zu  braven  zukünftigen
Arbeiter:innen  diszipliniert  werden.

Wenn  Schüler:innen  beim  Konsum  von  Alkohol  und  Zigaretten  erwischt
werden, kommt es vor, dass sie direkt nach Hause geschickt werden. Das
Rauchverbot  auf  Klassenfahrt  steht  einer  Realität  entgegen,  in  der  viele
Schüler:innen  seit  Jahren  rauchen.  Der  Anstieg  der  jugendlichen
Raucher:innen ist eine bittere Konsequenz aus Krise, Pandemie und Inflation.
Die  Jugendlichen  werden  garantiert  nicht  damit  aufhören,  nur  weil  sie
gezwungen sind, es heimlich zu tun.

Den Alkoholkonsum aus Angst vor Strafe verheimlichen zu müssen, kann
sogar noch schlimmere Folgen haben, wenn sich Schüler:innen in Notlagen
dagegen  entscheiden,  nach  Hilfe  zu  fragen.  Wenn  zusätzlich  die  Eltern
informiert werden, bedeutet ein Geständnis nur doppelten Ärger.

Deshalb muss Schluss sein mit den entwürdigenden Taschenkontrollen! Wir
brauchen eine zeitgemäße, ergebnisoffene Aufklärung zum Thema Drogen,
sowie Straffreiheit für den Konsum auf Klassenfahrt! Über die gemeinsamen
Regeln  des  Zusammenlebens  soll  nicht  über  unsere  Köpfe  hinweg
entschieden  werden,  sondern  mit  uns  zusammen.

Sicherheit statt Geschlechtertrennung!
Häufig  wird  die  engmaschige  Kontrolle  mit  „Horrorstorys“  darüber
gerechtfertigt,  dass  Schüler:innen  auf  Klassenfahrten  schwanger  werden
würden. Natürlich könnte man mit Gelassenheit und neutraler Aufklärung
reagieren, wenn Jugendliche sich dafür entscheiden, Sex zu haben.



Stattdessen wird die Vorstellung von unkontrolliert vögelnden Teenagern als
Legitimation  genutzt,  um  die  Zimmeraufteilung  nach  Geschlechtern  zu
rechtfertigen.  Eine  rechtliche  Grundlage  gibt  es  dafür  nicht.

Diese billige Scheinlösung ist für alle scheiße, die nicht mit ihren besten
Freund:innen  ein  Zimmer  teilen  dürfen.  Besonders  leiden  jedoch  trans
Personen darunter,  denen ihr  Geschlecht  abgesprochen wird und die als
Spanner:innen abgestempelt werden.

Das  Misstrauen  führt  jedoch  nicht  dazu,  dass  sexualisierte  Gewalt  bei
Klassenfahrten  tatsächlich  geahndet  wird.  Solche  Vorkommnisse  werden
eher heruntergespielt und verheimlicht, um Skandale zu vermeiden und das
Gesicht der Schule zu wahren. Als ein Schüler aus dem Jahrgang unter mir
eine  Kamera  in  der  Dusche  der  Mädchen  installierte,  musste  er  als
Konsequenz lediglich die Klasse wechseln.

Um sicher vor Übergriffen zu sein, brauchen wir keine Sexfeindlichkeit und
moralische  Panik,  sondern  zeitgemäßen  Sexualkundeunterricht  und
kostenlose  Verhütungsmittel.  Zusätzlich  zu  einer  unabhängigen,  von  uns
kontrollierten Antidiskriminierungsstelle an der Schule brauchen wir auch
auf Klassenfahrt unabhängige Ansprechpersonen, um Täter:innen gemeinsam
zur Rechenschaft zu ziehen.

Offene Grenzen für unsere Klassenfahrt!
Bei  der  Auswahl  der  Reiseziele  geht  die  Ignoranz  weiter:  Einige
Schullandheime stammen noch aus den 1930er Jahren und wurden damals
für  die  Hitlerjugend gebaut,  ohne,  dass die  Schüler:innen heute darüber
aufgeklärt  werden.  Andere  Reiseziele  lassen  als  „Kinder-In***ner-Dörfer“
unreflektiert kolonial-rassistische Mythen aufleben.

Manche  Klassenfahrten  haben  sehr  rechte  Gegenden  oder  Länder  mit
queerfeindlichen  Gesetzen  zum  Ziel,  wie  z.B.  Ungarn.  Dadurch  werden
manche Schüler:innen einer noch größeren Gefahr ausgesetzt als ohnehin
schon.  Erst  letztes  Jahr  musste  eine  Schulklasse  eine  Klassenfahrt
abbrechen, weil Schüler:innen rassistisch bedroht worden waren. Für solche



Fälle  braucht  es  umfassende  Sicherheitskonzepte  und  psychologische
Hilfsangebote.

Zusätzlich werden Klassenfahrten für alle Schüler:innen zum Problem, die
keinen  deutschen oder  europäischen Pass  haben.  Zwar  gibt  es  spezielle
Verfahren,  die  es  Schüler:innen  ermöglichen,  ohne  Pass  mitzufahren,
dennoch ist das mit Risiken bei der Wiedereinreise verbunden. Dazu kommt
die  Gefahr  von  Racial  Profiling  an  Grenzübergängen,  also  rassistischer
Gewalt  bei  Polizeikontrollen.  In  Lehrer:innen-Foren  wird  teilweise
empfohlen, geflüchtete Schüler:innen nicht mit ins EU-Ausland zu nehmen,
z.B. nach Großbritannien.

Im aktuellen Bildungssystem wird solchen Problemen „vorgebeugt“, indem
migrantische  Schüler:innen  in  sogenannte  „Willkommensklassen“
ausgesondert werden und gar nicht erst mit auf Klassenfahrt dürfen. Statt
rassistischer  Segregation  und  Abschiebung  fordern  wir  gemeinsamen
Unterricht,  offene  Grenzen  und  Staatsbürger:innenrechte  für  alle  unsere
Mitschüler:innen!

Religionsfreiheit erkämpfen!
Eine Klassenfahrt, auf der Gebete verboten werden oder keine Zeit dafür
eingeplant  wird.  Ein  Schullandheim,  in  dem  ohne  Alternativen
Schweinefleisch serviert  wird.  Der obligatorische Besuch in der örtlichen
Kirche. Besonders mies kann sich das auf Schüler:innen muslimischen oder
jüdischen Glaubens auswirken.

Der Rechtsruck macht vor den Schüler:innen keinen Halt: Erst vor wenigen
Wochen gelangte eine deutsche Schulklasse in die Schlagzeilen, nachdem sie
bei einer Klassenfahrt zur Gedenkstätte Auschwitz Videos mit Hitlergrüßen
veröffentlicht hatte.  Nicht selten kommt es vor,  dass auch Lehrkräfte im
Namen von Zusammenhalt und Klassengemeinschaft über solche „Späße“
hinwegblicken.  Wenn man das hört,  ist  es fast  schon ironisch,  wenn die
Bundeswehr ihre Jugend-Camp mit einer Klassenfahrt vergleicht.

Was  wir  brauchen  ist  eine  richtige  Aufarbeitung  des  Faschismus  und



Kolonialismus  im  Unterricht:  Das  Erinnern  darf  nicht  als  Rückblick  auf
„abgeschlossene Zeiten“ betrachtet werden. Der Geschichtsunterricht muss
uns auch die theoretische Grundlage für die organisierte Bekämpfung des
aktuellen  Rechtsrucks  vermitteln.  Dazu  gehört  auch  der  Kampf  für
Religionsfreiheit  an  unseren  Schulen  und  auf  unserer  Klassenfahrt!

Hat  dieser  Artikel  unangenehme  Erinnerungen  hervorgerufen  und  dich
wütend  gemacht?  Willst  du  gemeinsam  mit  uns  Wege  finden,  unsere
Forderungen  in  die  Tat  umzusetzen?  Möchtest  du  die  Klassenfahrt
nachholen, die du in der Schule nie haben durftest? Dann melde dich jetzt zu
unserem Sommercamp an! Hier kommst du zur Anmeldung!

Ein neues Wir-Gefühl – mit dem
Klassenfeind?
Von Maximilian Macht und Felix Ruga

Menschenmassen mit Deutschlandfarben im Gesicht bemalt oder schwarz-
rot-goldene  Mützen  oder  Fahnen  sieht  man  nicht  nur  bei  den  vielen
organisierten Public Viewings, sondern auch in Restaurants, Kneipen oder
Spätis, wo die EM-Spiele übertragen werden. Falls ein Tor fällt oder das
Spiel  gewonnen  wird,  hört  man  lautstark  den  Namen  des  Landes  und
vielleicht gibt’s sogar am Ende ein Autokorso oder ein Feuerwerk. In der
Halbzeit  kommen dann die  Tagesthemen,  in  denen es  darum geht,  dass
Scholz  es  jetzt  mit  aller  Gewalt  versucht,  doch  noch  Abschiebungen  in
„sichere“ Drittstaaten zu ermöglichen. Oder Pistorius erklärt uns, dass es mit
der Kriegstüchtigkeit endlich mal vorwärts gehen müsse, damit Deutschland
„Verantwortung übernehmen“ kann.

Die meisten in der radikalen Linken werden sich verständlicherweise von
Fanzonen  und  einem  Check24-Trikot  fernhalten.  Aber  wie  sollten  wir
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politisch  dazu  stehen  und  welche  Fragen  wirft  das  für  uns  auf?

Endlich unverkrampft
Bis noch vor gar nicht allzu langer Zeit hatte es noch etwas Anrüchiges,
wenn man stolz die schwarz-rot-gelbe Fahne im Garten stehen hatte oder
sich damit einhüllte. Das war eher etwas, was man mit rechtem Gedankengut
verbunden hat, und sicherlich hat es auch heute noch was davon, auch wenn
es sich ändert. Denn mit der Wiedervereinigung, dem damit verbundenen
nationalistischen  Taumel  und  der  Neuausrichtung  des  deutschen
Imperialismus  wurde  hier  eine  Bresche  geschlagen,  und  das  hat  das
„Sommermärchen“,  also  die  Fußball-WM  2006  in  Deutschland,  vollends
normalisiert.  Damals  wurde  voller  Begeisterung  von  Presse  und  Politik
verkündet,  dass man nun endlich wieder ohne politische Hintergedanken
patriotisch und stolz auf Deutschland sein dürfe. Bei diesem Gefühl hat zum
einen  der  millionenfach  verkaufte  Deutschland-Merch  von  Fähnchen  bis
Autospiegelüberzieher eine große Rolle gespielt, aber auch das erstmalige
Aufkommen von  großangelegten  Public  Viewings,  bei  denen  man  in  der
Sonne mit seinen Freund:innen, der Familie und hunderten anderen Leuten
das Spiel geguckt hat und so eine Volksfest-Stimmung aufgekommen ist.

Und das ist mit Sicherheit auch der größte Reiz, weswegen internationale
Fußballturniere  so  massenhaft  die  Menschen  bewegt:  Es  entsteht  ein
Gemeinschaftsgefühl, denn alle sind jetzt hier auf der gleichen Seite, nämlich
„für  Deutschland“.  Wenn man mal  kritisch nachfragt,  werden viele  auch
erstmal sagen, dass es dabei vor allem darum geht, dass man halt gemeinsam
die Fußballmannschaft („unsere Jungs“) unterstützt. Aber auch, dass es halt
normal sei oder sein sollte, dass man „sein Land“ unterstützt. Und sowieso
ruft man ja auch nicht „Olé DFB!“, sondern „Deutschland, Deutschland!“.
Auch wenn es für Viele in erster Linie ein spaßiges Event zu sein scheint,
normalisieren  und  verbreiten  sich  damit  nationalistische  Annahmen  von
Zugehörigkeit und „wir gegen die“.



Nationalismus und seine Funktion
Nationalismus  schafft  ein  verfälschtes  Gemeinschaftsgefühl  von  Familie,
Heimat  und  dessen  „Schutz“.  In  der  Realität  sind  das  aber  höchst
widersprüchliche  Dinge  und  mit  Sicherheit  nicht  die  wohlig-weichen
Gemeinschaften,  wie  sie  von  bürgerlicher  Seite  gemalt  werden:  In  der
Familie  reproduziert  sich  die  Unterdrückung  von  Frauen,  von  queeren
Menschen  und  von  Jugendlichen.  „Das  Heimatland“  wird  bestimmt  und
kontrolliert durch das Kapital und seinen Staat und damit auch sicherlich
nicht „unser Land“. Und „Schutz“ eben dieser bedeutet meist Angriff auf
äußere und innere „Feinde“, also Krieg und Repression. 

Dennoch  spielen  diese  Vorstellungen  eine  sehr  wichtige  Rolle  für  den
Kapitalismus, nämlich als eine ideologische Grundlage der Verblendung und
Ausbeutung, um seine Existenz zu sichern. Nationalismus zu stärken ist in
Krisenzeiten  vom  Kapitalismus  eine  wichtige  Technik  des  bürgerlichen
Staates,  denn  die  „notwendigen“  Sparmaßnahmen,  kriegerischen
Entbehrungen  und  Angriffe  auf  die  demokratischen  Rechte  müssen  ja
irgendwie gerechtfertigt werden, da sie offensichtlich gegen die Interessen
der großen Mehrheit der Gesellschaft, der Arbeiter:innenklasse, stehen. Also
sagen Staat und Kapital: „Schaut her, wir sind doch alles Deutsche und wir
müssen nun gemeinschaftlich die Interessen Deutschlands vertreten“, was
zuverlässig immer bedeutet, sich den Interessen des Staates und des Kapitals
unterzuordnen, indem man sich den „Notwendigkeiten“ der internationalen
Konkurrenz ergibt. Letztendlich geht es darum, die Arbeiter:innenklasse in
solchen  Momenten  ideologisch  zu  integrieren  und  zu  spalten,  ob  durch
Rassismus, Sexismus oder Anderem, um diese verstärkt auszubeuten. Das
Kapital versucht also, reelle Gemeinschaften und Solidarität mit Mystischen
zu ersetzen.

Rassisten und ihre Widersprüche
Für die Spieler ist es ein Moment, in welchem sie sich als nationalistisches
Aushängeschild des Staates hergeben müssen,  um im Wettbewerb gegen
andere zu gewinnen. Für diesen Wettbewerb stellt der deutsche Staat seinen
Rassismus momentan beiseite, um nicht-weiße Spieler für sich spielen zu



lassen, um dann kurz davor wieder Rassismus als Wahlkampfthema Nummer
eins  zu  verwenden.  Deutlich  wird  dies  durch  die  Kommentare  von  Olaf
Scholz,  welcher  vor  einiger  Zeit  forderte,  wieder  „im  großen  Stil
abzuschieben“. Gleichzeitig seien die Spieler „alles Deutsche“ und „unsere
Jungs“, um ein Zeichen gegen den Rassismus jener 30 % zu setzen, welche
sich  laut  einer  Umfrage  der  ARD  wünschten,  weniger  Menschen  mit
Migrationshintergrund in der Nationalmannschaft zu haben. Problematisches
Verhalten von Fans im Kontext von „Wir gegen die“ schlägt nicht selten in
offenen Rassismus um, wenn nun ein Spieler die „Frechheit“ hat, bei der
Nationalhymne  nicht  mitzusingen  oder  schlichtweg  nicht  wie  erhofft
performt,  oder  ein  anderer  Fan  die  falsche  Fahne  mit  sich  trägt.

Mit dem internationalen Rechtsruck ist ein Anwachsen von Nationalismus für
Rechte  vorteilhaft,  und  die  EM  kommt  dort  sehr  gelegen.  Denn  auch
innerhalb  des  bürgerlichen  Lagers  gibt  es  einen  Kampf  darum,  welche
konkrete Bedeutung nun der deutsche Nationalismus haben sollte. Liberale
sprechen  davon,  dass  Deutschland  ja  jetzt  zeigen  könnte,  wie  offen,
gastfreundlich und tolerant es sei, und dass das sei, was man meine, wenn
man „stolz auf Deutschland“ ist. Ausdruck dessen sollte auch das neue, pinke
Ausweichtrikot sein, das laut dem ehemaligen DFB-Geschäftsführer Bierhoff
„den  Nerv  der  Kids“  treffen  sollte,  also  gewissermaßen  dem  etwas
angestaubten Nationalismus neuen Lack verleihen. Die Rechten sehen das
natürlich anders: Nicht nur gab es online schwere Wutausbrüche wegen des
Trikots, was als „unmännlich“ wahrgenommen wird. Die AfD will den Pride
Month zum „Stolzmonat“ umdeuten und dieser fällt dieses Jahr in die EM.
Maximilian Krah sagte deshalb, dass der Stolzmonat das „Gegenmodell zum
Pride Month, zur Pride EM, zum Regenbogen“ sei.

Was machen wir daraus?
Aus all dem sollte klar geworden sein: Diesen nationalistischen Taumel zu
jeder WM und EM sollten wir kritisieren und ablehnen. Aber es macht dabei
keinen  Sinn,  uns  über  die  einzelnen  Fans  zu  erheben  und  dafür  zu
maßregeln,  denn  die  Allermeisten  gehören  zur  Arbeiter:innenklasse  und
haben  den  nachvollziehbaren  Wunsch,  in  einer  widersprüchlichen  und



unterdrückerischen Gesellschaft etwas Gemeinschaft zu erleben und einfach
für ein paar Stunden eine gute Zeit zu haben, auch wenn man dabei als Linke
ziemlich Bauchschmerzen haben dürfte. Im privaten Umfeld kann es auch
durchaus sinnvoll sein, etwas kritische Reflexion anzustoßen. Auf politischer
Ebene sollten wir aber selbstverständlich dagegen agitieren, wenn dies in
rassistischen oder sexistischen Angriffen mündet – sei es von Fans oder der
Regierung, die die EM-Stimmung als Rückendeckung missbraucht.

Vielmehr macht es eine Frage für fortschrittliche Kräfte auf: Wie können wir
selbst kollektive Erlebnisse der Gemeinschaft schaffen? Neben massenhaften
politischen Aktionen können solche Dinge wie Fußball dabei sogar eine Rolle
spielen: Denn Fußball ist gewissermaßen ein Sport der Arbeiter:innenklasse,
ein Massensport mit Vereinsstrukturen mit 7 Millionen Mitgliedern allein in
Deutschland.  Fußball  hat  erst  so  eine  große  gesellschaftliche  Relevanz
bekommen, als die Arbeiter:innen sich den 8-Stunden-Tag und höhere Löhne
erkämpft haben, denn so war nach der Arbeit Zeit, zum Training zu gehen
und samstags zum Spiel. Man muss sich dafür nur mal angucken, wann die
meisten großen Vereine gegründet wurden.

Andererseits ist der Fußball fest unter der Kontrolle des Kapitals. Dagegen
müssen wir auch kämpfen, um uns den Fußball wie den Sport allgemein
zurückzuholen. Hierbei macht es zum einen Sinn, uns die Geschichte der
Arbeiter:innensportvereine  ins  Bewusstsein  zu  rufen,  aber  auch  als
klassenbewusste  Jugendliche  und  Arbeiter:innen  organisiert  in  den
existierenden  Vereinen  und  Verbänden  zu  wirken,  dabei  den  Sport  zu
politisieren,  zu  demokratisieren  und  den  Einfluss  des  Kapitals
zurückzudrängen. Letztendlich muss es gesellschaftlich darum gehen, den
Breitensport  gegenüber dem Spitzensport  zu fördern,  zu verallgemeinern
und für weite Teile des Proletariats überhaupt erst zu ermöglichen. Damit
würde  auch  den  Spitzenwettbewerben  gänzlich  ihr  Charakter  als
unerreichbare und vergötterte Ereignisse verloren gehen. Somit könnten wir
diesen passiven Konsumnationalismus des Fernsehschauens ersetzen durch
echte und erlebte Gemeinschaft, was letztendlich nur durch die Überwindung
der gesamten Ausbeutergesellschaft vollends möglich wird!



Was  ist  eigentlich
antimuslimischer Rassismus und
woher kommt er?
Von Dilara Lorin und Stephie Murcatto, April/Mai 2024, Revolution Zeitung
2/2024

„Kopftuchmädchen, alimentierte Messermänner und sonstige Taugenichtse!“

Dass  die  rechtsextreme  AfD-Abgeordnete  Alice  Weidel  diesen  Satz  im
Bundestag gesagt hat,  ist noch gar nicht so lange her. Lehrer:innen, die
deine Hijab tragenden Mitschüler:innen verbal angreifen und fragen, ob sie
dazu gezwungen wurden und das Kopftuch wieder abnehmen sollen, bis hin
zu Sprüchen wie „Na bekommt dein Gehirn darunter noch Luft“. Oder die
Wohnungssuche,  bei  der  Vermieter:innen  einen  Lukas  einem  Hamid
vorziehen, obwohl beide die gleichen Unterlagen vorlegen, was zu offener
Diskriminierung und Benachteiligung führt und auf dem Arbeitsmarkt nicht
anders aussieht. Dies sind nur Bruchstücke des antimuslimischen Rassismus,
mit dem viele Menschen tagtäglich konfrontiert sind. Dabei hat sich die Lage
in  Deutschland  seit  dem  7.  Oktober  2023  verschlechtert,  indem  alle
Muslim:innen unter Generalverdacht gestellt  werden.  Vize-Kanzler Robert
Habeck fordert in einer Ansprache alle Muslim:innen dazu auf, sich zum 7.
Oktober zu verhalten und Israel als Staat anzuerkennen. Würde dem nicht
Folge geleistet, könnten sie Gefahr laufen, ihren Aufenthaltstitel zu verlieren.
Der Generalverdacht, der von allen Seiten der deutschen Politik kommt, ist
ein  Schlag ins  Gesicht  der  5,3  –  5,6  Millionen in  Deutschland lebenden
Muslimen (ungefähr 6,4 – 6,7 Prozent der deutschen Bevölkerung). Doch was
ist antimuslimischer Rassismus und woher kommt er? Um dies zu verstehen,
müssen wir uns zuerst anschauen, was Rassismus ist:
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Was ist Rassismus?
Eines ist klar: Rassismus ist kein Produkt der „menschlichen Natur“ und
auch  nicht  Ausdruck  einer  „tief  verwurzelten  Angst  vor  dem Fremden“.
Vielmehr ist Rassismus eng mit der Entstehung bürgerlich-imperialistischer
Nationalstaaten  verbunden.  In  einer  Zeit,  in  der  der  Kapitalismus  einen
Weltmarkt schuf und die Nationalstaaten neue Märkte erschließen mussten,
wuchs aufgrund der kolonialen Ausbeutung das Bedürfnis nach Erklärungen,
die die „Unzivilisiertheit“ dieser Menschen konstatierten und sie damit zu
ewigen  „Dienern  des  weißen  Mannes“  machten.  Damit  war  der  Boden
bereitet für die pseudowissenschaftliche Erklärung ihrer „Minderwertigkeit“
durch den Rassenbegriff. Rassismus übersteigt jedoch bloße sprachliche oder
kulturelle  Kategorisierungen und nutzt  phänotypische Merkmale wie zum
Beispiel  Hautfarbe  und  Kopfform,  um  Menschen  in  vermeintlich  feste
Gruppen einzuteilen. Der Rassenbegriff diente als effizientes Werkzeug für
bürokratische  Grenzziehungen  und  demagogische  Mobilisierung.  Der
Rassismus ermöglicht auch die Zuteilung unterschiedlicher Rechte je nach
Zugehörigkeit  zu  einer  „rückständigen“  oder  „zivilisierten“  Nation  oder
Nationalität.  Damit  wird  die  ethnische  Zugehörigkeit  zu  einem
imperialistischen  „Staatsvolk“  positiv  und  die  zu  allen  anderen  negativ
bewertet, was zu einer Abwertung der Angehörigen unterdrückter Nationen
führt.  Rassismus  ist  tief  in  unserem  gegenwärtigen  Herrschaftssystem
verankert. Die materielle Basis des Rassismus‘ in der Arbeiterklasse ist die
massenhafte  Überausbeutung  in  den  Halbkolonien,  die  einem  Teil  der
Arbeiterklasse in den imperialistischen Ländern einen gewissen Wohlstand
zu garantieren scheint.

Was  zeichnet  antimuslimischen  Rassismus
aus?
Dabei handelt es sich um eine Form des Rassismus, der sich nicht nur gegen
religiöse Sympathien und Praktiken richtet, sondern gleichzeitig Menschen
aufgrund ihrer Hautfarbe oder Herkunft rassifiziert und dem Islam zuordnet.
Antimuslimischer Rassismus und Islamophobie machen den:die „Muslim:in“
zu  einer  unveränderlichen  Sache,  sodass  Menschen  verschiedener



Nationalitäten  und  sogar  Glaubensrichtungen  als  „muslimisch“
charakterisiert  werden. Somit trifft  antimuslimischer Rassismus nicht nur
Muslim:innen sondern auch diejenigen, die scheinbar „muslimisch“ aussehen
oder  Menschen sind,  die  aus  einem Land mit  mehrheitlich  muslimischer
Bevölkerung  stammen.  Dabei  hat  der  antimuslimische  Rassismus  einen
ähnlichen Zweck wie der Rassismus: Spaltung der Arbeiter:innenklasse und
herausentwickeln  einer  prekären  Schicht  dieser,  Trennung  des
Arbeitsmarktes  und  Legitimation  von  Kriegen  und  imperialistischen
Interessen. Durch die Spaltung der Arbeiter:innenklasse wird einerseits eine
einheitliche Masse der Ausgebeuteten verhindert und andererseits können
jene  Arbeiter:innen  besser  ausgebeutet  werden,  die  aufgrund  ihrer
Rassifizierung  nicht  die  gleichen  Rechte  erhalten.  Die  Verbindung  der
Diskriminierung  von  Arbeitsmigrant:innen  mit  ihrer  rassistischen
Brandmarkung als „Muslimin:innen“ stellt diese als „Gefahr“ für „zivilisierte“
Gesellschaften  dar.  Diese  Charakterisierung  wird  zunehmend  von
Rechtsextremen aufgegriffen und mit  Verschwörungsideologien verknüpft.
Ein  Beispiel  dafür  ist  die  sogenannte  „Islamisierung  des  Abendlandes“,
wegen der angeblich muslimische Einwanderung stattfindet, um die weiße
Bevölkerung zu marginalisieren. So soll die Abschottung und Rückführung
von  Geflüchteten  besser  gelingen.  Letztendlich  sind  alle  Formen  von
Islamophobie und antimuslimischem Rassismus rassistische Ideologien, die
der  Unterdrückung  von  eingewanderten  und  geflüchteten  Arbeiter:innen
dienen  sowie  einen  ideologischen  Deckmantel  für  „humanitäre“
Interventionen  in  Halbkolonien  oder  die  Unterstützung  des  zionistischen
Staates rechtfertigen.

Wie  ist  der  antimuslimische  Rassismus
entstanden?
In den letzten Jahren hat sich der Rassismus gegen Muslim:innen und die
Islamophobie erheblich verändert, wodurch dem antimuslimischen Rassismus
ein anderer Charakter verliehen wurde. Seit den 2000er Jahren können wir
erkennen, dass der antimuslimische Rassismus eine dominierende Form des
Rassismus in den imperialistischen Ländern eingenommen hat. Dies hat seine
Ursache in verschiedenen historischen Entwicklungen. Eine davon ist der



Zusammenbruch der Sowjetunion,  der die Weltlage schlagartig verändert
und die USA dazu veranlasst hat, die Welt neu ordnen zu wollen, um ihre
Hegemonie und ihre Machtansprüche zu sichern.  In den USA wurden in
dieser Zeit immer mehr Bücher und Publikationen veröffentlicht, die Wege
und Strategien für die Hegemonie der USA skizzieren. Dabei wurden vor
allem andere imperialistische Länder wie China und Russland als Rivalen
dargestellt und Strategien veröffentlicht, die verhindern sollten, dass diese
Länder die Hegemonie der USA angreifen können. Eines dieser rassistischen
Bücher war Huntingtons Clash of Civilisations (Kampf der Kulturen),  das
auch  den  „Islam“  als  einen  Imperialismus  beschrieb,  der  sich  zu  einem
globalen Rivalen entwickeln könnte, und das voller rassistischer Ideologie
war. Dabei ist der Islam weder eine wirtschaftliche Einheit noch eine Nation
oder eine Föderation von Nationen. Er ist kein Rivale um die Weltmacht.
Aber er eignet sich gut als globaler Feind, der sowohl intern als auch extern
ist. Nach den Angriffen am 11. September 2001 wird diese Ideologie dann
genutzt, um den sogenannten „war on terror“ zu legitimieren und dutzende
imperialistische  Kriege  wie  in  Afghanistan,  auf  vermeintlich  muslimische
Länder im Mittleren Osten, aber auch überall in der Welt zu legitimieren.
Außerdem  bietet  es  nicht  nur  eine  ideologische  Rechtfertigung  für  die
Destabilisierung  des  Nahen  und  Mittleren  Ostens,  sondern  auch  für  die
polizeiliche  Überwachung  und  Stigmatisierung  der  muslimischen
Bevölkerung.  Dafür  mussten  der  „Islam“  und  der  „Islamismus“  als
einheitliches  Gebilde  konstruiert  werden,  um  somit  einen  homogenen,
gefährlichen und barbarischen Feind zu kreieren, dessen Anhänger:innen zu
einer rückständigen Kultur gehören, die nicht in die moderne, demokratische
Gesellschaft integrierbar ist. Dass im Islam selbst unterschiedliche Schulen
und  Glaubensauslegungen  vorherrschen,  beispielweise  Unterschiede
zwischen Schiiten und Sunniten, spielt dabei gar keine Rolle. Dabei wird oft
von  allem  Islam  als  Islamismus  gesprochen,  ohne  zwischen  echtem
Islamismus  (politischem  Islam)  und  dem  Islam  als  bloßer  Religion  zu
unterscheiden. So werden die in Deutschland stattfindenden Pro-Palästina-
Demonstrationen von Robert Habeck als islamistisch bezeichnet, obwohl es
sich bei den Organisatoren größtenteils um säkulare, linke Organisationen
handelt.



Situation von Muslim:innen
Insgesamt gehört die Mehrheit der Muslim:innen in der EU zu den prekären
Teilen  der  Arbeiter:innenklasse:  So  ist  die  Arbeitslosenquote  unter
türkischen  Arbeiter:innen  in  Deutschland  oder  unter  pakistanischen  und
bangladeschischen Arbeiter:innen in Großbritannien um 15 bis 40 Prozent
höher  als  im  nationalen  Durchschnitt;  man  kann  also  sagen,  dass  die
Arbeitslosenquote unter Migrant:innen und Muslim:innen (soweit getrennte
Daten  vorliegen)  wesentlich  höher  ist  als  im  nationalen  Durchschnitt.
Dadurch wird deutlich, dass Muslim:innen systematischer Unterdrückung,
Diskriminierung  und  Stigmatisierung  ausgesetzt  sind,  was  als  Folge
Ghettoisierung  mit  sich  bringt.

Auf  dem  Arbeitsmarkt  und  in  der  Schule  erleben  Migrant:innen  und
Muslim:innen alltägliche Diskriminierung und Unterdrückung aufgrund ihrer
Herkunft  und  Religion,  auch  wenn  es  in  vielen  Ländern  oberflächliche
Antidiskriminierungsgesetze  gibt,  die  nicht  verhindern,  dass  z.  B.  die
Arbeitssuche für Migrant:innen mit Kopftuch wesentlich schwieriger ist als
für weiße Frauen ohne Kopftuch. Auch in der Schule ist es für Schüler:innen
aufgrund ihrer sozialen Lage schwieriger, akademische Erfolge zu erzielen,
was insgesamt dazu führt, dass Muslim:innen (und Migrant:innen insgesamt)
tendenziell  in  schlechter  bezahlten  Sektoren  arbeiten  als  weiße
Arbeiter:innen.

Wir wollen im zweiten Teil der Artikelreihe zu antimuslimischem Rassismus
genauer darauf eingehen, was wir tun können, um dagegen anzukämpfen.
Welche Forderungen sollten wir im Kampf aufstellen? Wieso ist der Kampf
für Religionsfreiheit für alle wichtig? Seid gespannt.



Neben  mir  sitzt  ein  Nazi,  was
soll ich tun?
von Brokkoli Bittner, Juni 2024

Europa hat gewählt und Europa hat mehrheitlich rechts gewählt. Diesmal
durfte  in  Deutschland sogar  ab 16 gewählt  werden.  Das  ist  erstmal  ein
Erfolg.  Doch  hat  die  Wahl  ebenso  gezeigt,  dass  Jugendliche  nicht
automatisch für  eine freiere und sozialere Welt  einstehen.  Im Gegenteil:
Auch ein Großteil  der Jugend hat Rechts gewählt.  Unter den 16- bis 24-
Jährigen hat die AfD 11 Prozent dazu gewonnen und die CDU 5 Prozent.
Diese sind damit stärkste Kräfte unter Jugendlichen. Dass die Grünen für
ihren  Verrat  an  der  Klimabewegung  mit  einem  Verlust  von  23  Prozent
abgestraft  wurden,  ist  angesichts  dieser  Rechtsentwicklung  nur  ein
schwacher Trost. Auch die Linke, zu deren kritischer Wahlunterstützung wir
aufgerufen haben, hat 2 Prozent unter Jugendlichen verloren. Doch diese
Wahlergebnisse überraschen uns nicht, denn gerade für migrantisierte und
queere Jugendliche war schon vor der Wahl klar: Die Jugend ist auch vom
Rechtsruck betroffen und das merken wir auch täglich. Es sind nicht nur
Lehrer:innen, die sich über migrantische Mitschüler:innen lustig machen. Es
ist nicht allein das rassistische Bildungssystem, welches unsere Mitschülis
migrantisiert  und ihnen das  Leben zur  Hölle  macht.  Es  sind  eben auch
unsere Mitschülis, die Hakenkreuze in Tische ritzten, „Ausländer raus“ auf
Insta-Posten  oder  trans  Personen  gewaltvoll  angreifen.  Der  Rechtsruck
macht vor unseren Schulen und eben auch vor unseren Mitschülis keinen
Halt. Und auch hier muss unser Kampf ansetzen. Doch wie schaffen wir das?
Wie können wir  verhindern,  dass wir  jeden Tag aufs  Neue Hakenkreuze
übermalen müssen, weil unsere Mitschülis endlich mal verstanden haben,
dass es scheiße ist?

Was die Schule mit dem Rechtruck zutun hat
Zuerst  ist  es  wichtig  zu  verstehen,  dass,  anders  als  wir  es  beigebracht
bekommen,  politische  Einstellungen im Jugendalter  nicht  einfach  Phasen
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sind, die zur Entwicklung dazu gehören. Jugendliche sind in der Lage, sich
selbst Positionen zu bilden. So ist unser Nazimitschüler auch nicht in einer
Phase, die er durchleben muss, sondern er ist einfach überzeugt von einer
menschenfeindlichen Ideologie. Das ist wichtig zu verstehen, denn wenn wir
sagen, es sei eine Phase, nehmen wir das Problem von Rechten in der Schule
einfach  nicht  ernst.  Andererseits  sprechen  wir  Jugendlichen  damit  auch
wieder einmal  ab,  eigene Entscheidungen treffen zu können.  Doch diese
eigenen  Entscheidungen  können  eben  auch  scheiße,  falsch  und  sogar
rassistisch  sein.

Wenn  Teile  deiner  Klasse  zu  Klassenfeinden  werden,  kommt  damit  eine
extreme  Wut  in  uns  auf.  Man  glaubt  vielleicht,  dass  ein  paar  Schellen
ausreichen, damit sie die Scheiße nicht wieder sagen. Aber jede:n Rechte:n
zu verhauen in einer Gesellschaft, die nach rechts rückt, ist leider nicht so
einfach.  Hinzu  kommt  noch,  dass  sich  rechte  Ideologien  nicht  aus  den
Menschen herausprügeln lassen. Wir müssen uns deshalb mit den Ursachen
des Rechtsrucks beschäftigen, als denen eine zu drücken, die diese Ideologie
reproduzieren. Ein Grund dafür, dass sie es so leicht haben, ist, dass unsere
rechten Mitschüler:innen von der Schule gar nicht so ungewollt sind, wie sie
es tut. Natürlich tut die Schulleitung ganz schockiert, wenn jemand auf dem
Schulhof  den  Hitlergruß  zeigt.  Von  systematischem Rassismus  oder  gar
faschistischen Strukturen hat man aber nie etwas mitbekommen. Und wenn
in unseren Schulen Podiumsdiskussionen mit der AfD stattfinden, dann ist es
für die Schulleitung klar, dass diese Meinung auch einen Platz bekommen
muss.  Es  sind  ihre  Vorurteile  gegenüber  migrantisierten  Menschen,  die
unsere  Mitschülis  nachlabern.  Es  ist  ihre  soziale  Selektion,  die  unsere
Mitschülis  für  biologisch  gegeben  halten.  Es  ist  ihr  heterosexueller
Sexualkundeunterricht, den unsere Mitschülis für natürlich halten. Es ist ihr
struktureller  Rassismus,  den unsere Mitschülis  reproduzieren.  Ein Kampf
dem  Nazi-Sitznachbarn  muss  also  auch  ein  Kampf  dem  kapitalistischen
System sein, das den Rassismus braucht, um zu existieren.

Krise & Rechtsruck Hand in Hand
Es ist  nämlich genau die Krise dieses Systems,  die dazu führt,  dass die



Rechten  aktuell  so  stark  sind.  Sie  erstarken  genau  dann,  wenn  der
Lebensstandard  vieler  Leute  durch  Inflation  und  soziale  Kürzungen
schlechter wird, es keinen entschlossenen Kampf dagegen von links gibt und
sich die Rechten als einzige Alternative dagegen präsentieren können. Die
Bundesregierung  versucht  genau  diesen  Zusammenhang  zwischen  der
Stärkung der AfD und ihrer Politik zu verschleiern und den Rechtsruck als
Bildungsproblem darzustellen. Doch die AfD hat unter Jugendlichen nicht
allein gewonnen, weil sie sich einen TikTok-Account angelegt hat. Sondern
weil sie so tut, als hätte sie Lösungen für unsere Probleme. Schuld daran,
dass  du  keinen  Ausbildungsplatz  bekommst,  sei  nicht  die  kapitalistische
Krise,  sondern eben „die  Ausländer“.  Es  ist  also  kein  Wunder,  dass  die
Rechten  gerade  unter  Jugendlichen,  die  nochmal  mehr  von  der  Krise
betroffen sind, weil diese auf ihre Kosten ausgetragen wird, gewinnen.

Um die Rechten also zu stoppen, muss es ein Stoppen der Kürzungspolitik
geben –  die  Kürzungspolitik  der  Ampel,  die  Schulen  unterfinanziert  und
Jugendclubs dicht macht. Vielmehr sollten nicht wir für ihre Krise zahlen,
sondern die Reichen! Dann werden auch weniger von uns den Rechten in die
Arme getrieben. Klar ist also: Ein Kampf gegen Rechts ist auch ein Kampf für
Masseninvestitionen  statt  für  Kürzungen  im  sozialen  Bereich  und  der
Bildung.  Doch  wie  schaffen  wir  das?

Organisieren  an  der  Schule  gegen
Rechtsruck und Krise!
Um gegen die  Kürzungspolitik  zu  kämpfen,  müssen wir  uns  an  unseren
Schulen zusammentun. Dafür braucht es gemeinsame Aktionen. Anlass dafür
können zum Beispiel die entlassenen Sozialarbeiter:innen sein, die kaputte
Turnhalle  oder  das  teure  Mensaessen.  Es  können  aber  die  Hakenkreuz-
Schmierereien sein. Diese könnte man dann also, anstatt alleine zu crossen,
mit seinen Freund:innen überstickern, mit Stickern der Jugendorganisation
deines  Vertrauens.  Geht  wahrscheinlich dann sogar  schneller  und macht
vielleicht sogar Spaß. Nach so einer Aktion kann man dann ein gemeinsames
Treffen machen, wo man darüber redet, wie man in Zukunft damit umgeht



und wie man den Rechtsruck bekämpft. Dazu kann auch gehören, gemeinsam
zu großen Antifa-Aktionen zu fahren, wie zu den Blockadeaktionen gegen den
AfD-Bundesparteitag in Essen. Dort können wir gemeinsam aufzeigen, dass
es mehr braucht als „Nazis raus“, bzw. dass unserer „Nazis raus“ auch einen
gemeinsamen  Kampf  mit  Gewerkschaften  und  linken  Parteien  gegen
Kürzungen  und  für  Masseninvestitionen  in  Bildung  bedeutet.

Der Rechtsruck kann nur durch eine Massenbewegung gestoppt werden, die
sich nicht nur einmal im Jahr in Essen trifft, sondern in Schule, Uni und
Betrieb verankert ist. Unsere Organisierung an der Schule ist deshalb ein
wichtiger Schritt, um eine solche Bewegung aufzubauen. Denn das ist der
Ort, wo wir täglich die Krise spüren, also müssen wir uns auch dort gegen
diese organisieren. Eine soziale Forderung, die wir an Schulen erkämpfen
können, ist zum Beispiel, dass die Schülis und Lehrkräfte über das Mensa-
Essen und den Preis entscheiden können. Ebenso aber auch die Kontrolle
über  die  Lehrpläne,  die  aktuell  noch  Rassismus  und  Queerfeindlichkeit
reproduzieren  und  Kritik  am  Kapitalismus  maximal  in  die  Politik-AG
verbannen. Wenn wir uns außerdem zusammentun, müssen wir auch weniger
Angst vor rechten Mitschülis, Lehrer:innen oder Stress mit der Schulleitung
haben. Einmal, weil man keine 30 Leute von der Schule werfen kann, aber
auch weil  wir  uns zusammen uns bei  Angriffen von Rechten verteidigen
können.

Denn es ist der traurige Alltag, dass Unterdrückte angegriffen werden. Angst
auf dem Nachhauseweg vor Angriffen von seinen eignen Mitschülis zu haben,
ist  längst Realität  geworden. In den meisten Fällen haben wir nicht mal
irgendwas zum Selbstschutz dabei, weil das in unseren Schulen als Waffen
gilt und somit verboten ist. Klar ist auch, dass, wenn wir angegriffen werden,
das Rufen der Bullen kaum etwas bringen wird. Denn die Bullen sind die, die
doch  selbst  jeden  Tag  migrantisierten  Menschen  das  Leben  zur  Hölle
machen. Ausrechnet sie werden wohl kaum wen anderes davon abhalten. Wir
brauchen also Strukturen, die nicht Teil dieses rassistischen Staates sind, der
tagtäglich neu die Saat für den aktuellen Rechtsruck pflanzt. Wir müssen
selbst  eigene  Strukturen  an  unseren  Schulen  aufbauen.  Die  Strukturen
müssen die  Schülis  befähigen,  sich selbst  gegen Angriffe  zu verteidigen,



wenn Rennen nichts mehr bringt. Diese Strukturen müssen aber auch, wenn
es zu Angriffen kommt,  die  Opfer  unterstützen,  und das heißt  auch,  als
Gruppe organisiert Angriffe abzuwehren.

Wir  finden  es  gut,  wenn  solidarische  Lehrkräfte  Räume  zur  Verfügung
stellen, aber wir sollten nicht davon ausgehen, dass das passiert. Genauso,
wie  Orte  und  Strukturen  zur  Abwehr  von  Angriffen  aufgebaut  werden
müssen, braucht es auch Strukturen, die diskriminierende Vorfälle sammeln
und Maßnahmen dagegen beschließen können. Diese Stelle muss von den
Schülis demokratisch gewählt, aber unabhängig von der Schule organisiert
werden.  Diese Informationen sollen nicht für die Schulleitung gesammelt
werden, sondern die Schülis selbst sollen entscheiden können, wie sie damit
umgehen wollen. Wie genau eine solche Antidiskriminierungsstelle aussehen
und wie man sie erkämpfen kann, erfahrt ihr in unserem Artikel dazu auf
unserer Homepage.

Lasst uns diesen Schock nach der Wahl für mehr nutzen als 2 Insta-
Storys. Die Rechten bekämpfen wir nicht im Netz sondern auf der
Straße, in der Schule, Uni und im Betrieb!

Gegen  Pistorius’  „freiwillige“
Wehrpflicht:  Die  Herrschenden
wollen  Krieg,  wir  wollen  eine
Zukunft!
von Pippine Garterbelt, Juni 2024

Boris  Pistorius  (Bundesminister  der  Verteidigung,  SPD)  warnt  vor  einem
nahenden russischen Angriff auf die NATO und stellte daher am Mittwoch,
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dem 12.06.2024,  seine  Pläne für  ein  neues  Wehrdienstmodell  vor.  Diese
Pläne  sehen  vor,  dass  in  Zukunft  alle  Jugendlichen  nach  ihrem  18.
Geburtstag einen Online-Musterungsbogen von der Bundeswehr zugesendet
bekommen.  Männer  zwischen 18  und 25  Jahren  sind  dann nach diesem
Gesetz verpflichtet,  diesen Bogen auszufüllen und zurückzusenden.  Wenn
man dann im Zuge dessen genügend Motivation und Kriegstauglichkeit zeigt,
wird man verpflichtend zur Musterung eingeladen, also einer Untersuchung
zur Eignung zum Wehrdienst. Dass man dann schlussendlich zum Dienst an
der Waffe  verpflichtet  wird,  lehnt  Pistorius  noch ab.  Frauen wird dieser
Bogen auch zugesendet.  Sie  sollen jedoch nicht  verpflichtet  sein,  diesen
Musterungsbogen  auszufüllen  und  wieder  zurückzusenden.  Das  alles
entspricht einer ersten Stufe wieder zurück zur Wehrpflicht, das heißt: der
massenhaften Mobilmachung von Arbeiter:innen und Jugendlichen, um als
Soldat:innen  für  die  Interessen  der  Herrschenden  zu  morden  –  und  zu
sterben.

Also jetzt doch?
Denn am Ende des Tages sind es wir, die Jugend, die ihr Leben gefährden
und für die Herrschenden in den Krieg ziehen und mörderische Konflikte in
ihren Namen bestreiten müssen. Mit dem neuen Wehrdienstmodell möchte
die  SPD jährlich  40.000  bis  50.000  neue  Soldaten  rekrutieren.  Dies  sei
notwendig, um einen Krieg gegen Russland zu bestehen, sagt Pistorius. Er
vermutet einen Angriff Russlands bereits im Jahr 2029. Bis dahin möchte er
die Zahl der Reservist:innen auf 460.000 erhöhen – also mehr als verdoppeln.
Betont wird, dass das Modell keine neue Wehrpflicht sein soll, sondern auf
Freiwilligkeit basieren soll. Netterweise wirst du in dem Musterungsbogen,
zu  dessen  Ausfüllen  du  gezwungen  wirst,  nämlich  auch  gefragt,  ob  du
überhaupt Interesse an der Bundeswehr hast. Bekommst du eine Einladung
zur Musterung, ist die zwar deine Pflicht, aber hey, wenigstens wirst du mit
einem  Kreuzchen  mal  nach  deiner  Meinung  gefragt.  Parteien  wie  die
CDU/CSU, SPD und AfD positionieren sich klar für eine Wiedereinführung
der  Wehrpflicht.  So  schreibt  die  CDU/CSU  in  ihrem  neuesten
Grundsatzprogramm:  „Wir  werden  die  Aussetzung  der  Wehrpflicht
schrittweise  zurücknehmen  […]  Das  Bekenntnis  zur  Wehrpflicht  ist  ein



wichtiges Bekenntnis zur Stärkung der Bundeswehr.“ Die Pläne der SPD sind
als  vorbereitende  Maßnahmen  für  eine  langsame  Wiedereinführung  der
Wehrpflicht einzuordnen. SPD, FDP und Grüne betonen die Wichtigkeit der
Freiwilligkeit beim Wehrdienst und schaffen Anreize, sich noch länger als die
vorgesehenen 6 Monate zu verpflichten.  Um sich die Bereitwilligkeit  der
Jugend  zu  erkaufen,  packt  die  SPD  die  Kostenübernahme  für  einen
(mittlerweile extrem teuren) Führerschein oder eine berufliche Ausbildung
obendrauf. Besonders gefährdet sind Schulabgänger:innen und Jugendliche
aus sozialschwachen Hintergründen, aus ihrer finanziellen Not heraus in den
Wehrdienst  gelockt  zu  werden.  Die  Wehrbeauftragte  des  Deutschen
Bundestages (SPD) Eva Högl  begrüßt die Pläne ihres Parteikollegen und
setzt,  ebenso wie CDU-Politiker Johann Wadephul,  noch einen obendrauf:
Unter dem Deckmantel der Gendergerechtigkeit fordern sie die Pflicht für
Männer und Frauen. So sagt die SPD-Politikerin dazu: „Es ist nicht mehr
zeitgemäß, nur junge Männer anzusprechen. In die Bundeswehr gehören alle
Geschlechter, auch Frauen wollen ihren Beitrag leisten.“ – Um auch Frauen
verpflichten zu können, müsste eine Änderung im Grundgesetz vorgenommen
werden, die dies legitimiert. Währenddessen hetzt die BILD-Zeitung munter
gegen die Jugend: „Pistorius plant neuen Wehrdienst: Ist unsere Jugend zu
weich für die Bundeswehr?“ und schreibt weiter: Die heutigen Jugendlichen
„können doch nur Hafermilch trinken, TikTok-Videos glotzen und gendern.“
Pseudowissenschaftlich versucht der Artikel, die Verweichlichung der Jugend
zu beweisen. Im Interview mit der BILD soll die Zuständige für die Werbung
der Bundeswehr Sabine Castenow dazu gesagt haben: „Klar ist,  dass die
Generation  Z  völlig  anders  tickt  als  ihre  Vorgängergenerationen.  Sie  ist
einerseits sehr behütet aufgewachsen und die Eltern sind enge und wichtige
Berater ihrer Kinder.“ Das klingt rhetorisch sehr nach der autoritären und
völkischen Erziehungspädagogik, in der Kinder von Anfang an gefühlskalt
und streng für Gefolgsamkeit in Krieg und harter Arbeit erzogen werden
sollen.  Während  die  jahrelange  Debatte  über  die  Wiedereinführung  der
Wehrpflicht aus dem Bundestag nun bittere Realität zu werden scheint, trifft
dies in der Jugend auf wenig Zustimmung. Laut Umfragen sind nur 16% der
Jugendlichen für die Wehrpflicht. Das ist kaum verwunderlich. Denn es sind
am Ende nicht die Politiker:innen im Bundestag, die an der Front für die
Verteidigung des Kapitals  sterben sollen,  obwohl  sie  behaupten,  wir  alle



müssten  uns  für  unsere  Demokratie  in  den  Schützengraben  werfen.
Stattdessen sind es wir Arbeiter:innen und Jugendlichen, die morden sollen,
während  die  Reichen  durch  die  Kriege  noch  reicher  werden  und  der
bürgerliche Staat seine geostrategischen Interessen verfolgen kann.

Denn  tatsächlich:  Mit  der  dringenden  Stärkung  des  deutschen  Militärs
streben  die  Regierungsparteien  an,  sich  auf  verstärkte  weltweite
Konfrontationen  unter  den  imperialistischen  Blöcken  vorzubereiten,  was
gemeinhin  als  „Zeitenwende“  bezeichnet  wird.  Die  Abschaffung  des
Wehrdienstes 2011 wurde zwar durch gesellschaftlichen Protest begleitet,
aber  in  erster  Linie  war  sie  eine  Sparmaßnahme  während  der
Wirtschaftskrise und eine politische Entscheidung zur Neuausrichtung der
Bundeswehr,  indem  ein  Fokus  auf  eine  deutlich  kleinere,  aber  gut
ausgebildete Berufsarmee gesetzt wurde. Das war damals auch gut für die
Weltlage  zugeschnitten,  denn  die  Kriegseinsätze  der  Bundeswehr  in
Halbkolonien wie Afghanistan, Kosovo oder im Libanon waren keineswegs
Materialschlachten  ebenbürtiger  Kriegsparteien  wie  in  den  Weltkriegen,
sondern glichen einem unterdrückerischen Polizeieinsatz im Ausland. Daher
brauchte man eher wenige Soldat:innen, die dafür in der Lage waren, die
hochtechnologischen  Kriegsgeräte  zu  bedienen  oder  einzelne  Ziele
anzugreifen. Auf der anderen Seite ist der russische Angriff auf die durch die
NATO aufgerüstete Ukraine seit vielen Jahrzehnten der erste Krieg, der ganz
anders  abläuft:  Hunderte  Kilometer  lange  Feindeslinien  mit  schweren
Verteidigungsanlagen,  ständigem  Artilleriebeschuss  und  zehntausenden
Toten auf  beiden Seiten.  Hier  wird  der  Krieg dadurch entschieden,  wer
sowohl die größere (Kriegs-)Industrie als auch wehrfähige Bevölkerung hat,
um  länger  eine  Massenarmee  mit  Hunderttausenden  Soldat:innen  zu
unterhalten. Und da sich im Zuge von politischen und wirtschaftlichen Krisen
der Konflikt zwischen den imperialistischen Blöcken eher noch verschärfen
dürfte, will die Bundesregierung für genau so einen Krieg die Bundeswehr zu
einer Massenarmee umstellen, um so die Arbeiter:innen und Jugendlichen für
ihre Interessen in Stellung zu bringen. Aber nicht, wenn wir das verhindern
können!



Für  eine  internationale  Jugendbewegung
gegen  Krieg  und  Krise!
Die Reaktion des westlichen Imperialismus, auf immer stärkere Aufrüstung
und Wehrdienst-Rekrutierung zu pochen, ist also nur logisch. Logisch für uns
muss daher sein, dass die Interessen der Herrschenden nicht unsere sind!
Wir können uns nicht auf den Staat verlassen, wenn es um die Sicherung
unserer  Zukunft  geht.  Wir  müssen also  eine  unabhängige,  internationale
Bewegung  der  Jugend  und  Arbeiter:innen  gegen  Krieg  und  Aufrüstung
aufbauen.  Gewerkschaften  und  traditionelle  Arbeiter:innenorganisationen
sollten  dabei  unsere  Bündnispartner  sein.  Nur  durch  Aktionen  des
Klassenkampfes  in  internationaler  Absprache können wir  die  Spirale  der
Aufrüstung  und  der  aggressiven  „Verteidigung“  durchbrechen  und  das
kapitalistische  System  angreifen,  das  Kriege  und  Krisen  verursacht.
Jugendliche müssen sich gegen Aufrüstung und für soziale Verbesserungen
organisieren, sowohl lokal als auch international.

Dabei setzen wir uns für folgende Forderungen ein:

Nein  zur  Wehrpflicht  und dem neuen Wehrdienstmodell  der  SPD
unter  dem  Deckmantel  der  Freiwilligkeit!  Wir  wollen  kein
Kanonenfutter  sein!
100 Milliarden für Soziales, Bildung und die Jugend und nicht für die
Bundeswehr!  Gegen  jede  Aufrüstung  aller  imperialistischen
Nationen,  ob  Russland  oder  Deutschland!
Bundeswehr raus aus den Schulen! Kein Werben für’s Sterben!
Für  den  Aufbau  einer  Schüler:innengewerkschaft,  die  unsere
Interessen  gemeinsam  mit  der  Arbeiter:innenklasse  vertritt  und
durchsetzt!
Für eine Antikriegsbewegung international! Nur die Arbeiter:innen
können den Konflikt lösen.
Für eine revolutionäre Jugendinternationale! Die Jugend braucht eine
unabhängige und internationale Vertretung.



UEFA-EM 2024: Fußtritte gegen
demokratische Rechte
von Bruno Tesch, ursprünglich erschienen in der Neuen Internationale 283
der Gruppe Arbeiter:innenmacht, Juni 2024

Am  14.  Juni  beginnt  die  Fußballeuropameisterschaft  (EM  2024)  der
Männermannschaften und endet einen Monat später. Sie wird dieses Mal In
Deutschland an 10 Spielstätten ausgetragen. Das rein sportliche Spektakel
wird jedoch von innen- und weltpolitischer Krisenhaftigkeit und Unsicherheit
in Beschlag genommen. Regierungen nutzen solche Großveranstaltungen, die
massenhafte Aufmerksamkeit auf sich ziehen, gerne, um sich gleichzeitig im
Licht  erfolgreicher  Nationalteams  zu  sonnen  und  währenddessen  bspw.
unpopuläre Gesetze zu installieren. Diesmal wird die Öffentlichkeit jedoch
bereits im Vorwege hellhörig durch Pläne der deutschen Bundesregierung,
die EM als Vorwand für verschärfte politische Repression zu projektieren.

Ausbau des EU-Sicherheitsapparats
Die Vorbereitungen zur Großveranstaltung laufen auf Hochtouren und auch
die Bundespolizei bereitet sich sehr gründlich darauf vor. „Die Sicherheit der
Fußball-EM bei uns im Land hat höchste Priorität. Alle Sicherheitsbehörden
bereiten sich hochprofessionell vor. An allen Spielorten und überall, wo sich
viele Menschen bewegen, gilt: Die Polizei wird hohe Präsenz zeigen. Dafür
bin ich den Landespolizeien und unserer Bundespolizei sehr dankbar“, so
Bundesinnenministerin Nancy Faeser.

„Dabei intensivieren wir die Maßnahmen auf allen Verkehrswegen für die
Sicherheit der Fußballfans und Reisenden. In Zügen und Bahnhöfen wird die
Bundespolizei die Präsenz erhöhen“. Alle Maßnahmen wären eng mit den
Polizeien  der  Länder,  Grenzpolizeien  der  deutschen  Anrainerstaaten,
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Eisenbahnverkehrsunternehmen,  Flughafenbetreiber:innen  und  relevanten
Sicherheits-  und  Ordnungspartner:innen  abgestimmt.

Die  Bundespolizeidirektion  Koblenz  wird  hier  an  insgesamt  neun
Grenzübertrittsorten  zu  Frankreich,  Luxemburg  und  Belgien  die
Reisebewegungen überwachen. Von dort aus erfolgen gemeinsame Streifen
mit  der  Bundespolizeiinspektion  Saarbrücken  und  den  Kolleginnen  und
Kollegen der französischen Police aux Frontières (Grenzpolizei) sowie des
Service  National  de  la  Police  Ferroviaire  (französische  Bahnpolizei).
Außerdem gibt es für Schwerpunkteinsätze ein gemeinsames Kommissariat.

Mit  Frankreich  sind  etwa  gemeinsame  Polizeieinheiten  und  Streifen  im
grenzüberschreitenden Bahnverkehr geplant. Die Ministerin hob hervor, dass
auch  bei  der  Abwehr  hybrider  Bedrohungen  und  beim  Schutz  vor
Terrorismus  eng  mit  Frankreich  zusammengearbeitet  wird.

Regierungsoffziell heißt es: Im Fokus stehen der Schutz vor Islamist:innen
und anderen Extremist:innen, vor Hooligans und weiteren Gewalttäter:innen
sowie die Sicherheit der Netze.

Diese  Konzeption  wird  ergänzt  durch  eine  stärkere  Kooperation  des
Staatsapparats  auch  auf  Länderebene.  So  hat  etwa  der  nordrhein-
westfälische Innenminister Herbert Reul für die Fußball-Europameisterschaft
erhöhte  Sicherheitsmaßnahmen  angekündigt.  Teil  des  Konzepts:
Urlaubssperre für Polizist:innen und ein internationales Polizeizentrum in
Neuss. Teil dieser Aufrüstungspläne ist auch ein besserer Datenaustausch
zwischen Behörden. Die derzeitige Kommunikation sei unter anderem aus
Datenschutzgründen eingeschränkt und wichtige Informationen dürften nicht
weitergegeben werden. Um dem entgegenzuwirken, seien Reuls Ansicht nach
verbesserte  Instrumente  wie  die  umstrittene  Vorratsdatenspeicherung
erforderlich. So wird die Fußball-EM zum „zivilen“ Test für weitere staatliche
Überwachung.

Staatsräson  im  DGB:  die  Gewerkschaft  der



Polizei (GdP)
Als spezielle Scharfmacher:innen für Hass und Hetze erweisen sich wieder
einmal  die  Spitzen  der  Gewerkschaft  der  Pol izei  (GdP).  Der
Bezirksvorsitzende für Bundespolizei und Zoll, Andreas Roßkopf, meinte: Im
Visier  der  Kontrollen  stünden  vor  allem  „die  Fangruppierungen,
gewaltbereite Hooligans, aber natürlich auch – islamistische Vereinigungen“.

„Und da brauchen wir – und haben auch – die Hinweise aus nationaler und
internationaler Zusammenarbeit.“ Mit dieser besonderen Belastung zur EM
habe man aber bereits gerechnet und sei vorbereitet.

Da muss dann sogar der Anschlag in einem „befreundeten“ Land auf eine
Moskauer  Konzerthalle  Ende  März  2024  herhalten,  der  mutmaßlich  von
ukrainischen Nationalist:innen verübt worden ist,  ebenso wie ein Posting
einer islamistischen Gruppierung in den sozialen Medien, das plakativ drei
EM-Spielorte  als  Anschlagsziele  nennt,  um  den  aufgefahrenen
Sicherheitsapparat  zu  verteidigen.

Ein Hintergedanke der sicherheitspolitischen Kooperation ist nicht zuletzt
das imperialistische Interesse der Bundesrepublik, ihre Führungsposition in
der Europäischen Union zu stärken und auch die noch nicht kriegstüchtige
eigene  Bevölkerung  an  die  angebliche  Notwendigkeit  von  polizeilicher
Präsenz und finanziellen Opfern für Aufrüstung zu gewöhnen. Sie kann sich
der stetigen Unterstützung durch staatslammfromme DGB-Gewerkschaften
dabei sicher sein.

Die Positionierung der GdP verdeutlicht außerdem einmal mehr, dass die
Polizeigewerkschaft im DGB nichts verloren hat. Gewerkschafter:innen, die
gegen  Spaltung  und  Repression  am  Arbeitsplatz,  gegen  Rassismus,
Überwachungsstaat  und  Militarisierung  kämpfen,  brauchen  keine
Interessensvertretung des Staatsapparates in den eigenen Reihen, sondern
müssen für den Ausschluss der GdP aus dem DGB eintreten.



Repression und Rassismus
Selbstverständlich ist diese Sicherheitslawine nicht erst in Erwartung einer
solchen Veranstaltung überstürzt losgetreten worden. Dieses Paket reiht sich
vielmehr  als  strategisches  Kalkül  der  herrschenden Klasse  ein,  das  eine
rassistische Politik  mit  repressiven Maßnahmen gegen linkere Opposition
verbindet. Die Asylgesetzgebung der bürgerlichen „Mitte“ passt nahtlos mit
der  Erstickung  von  Solidaritätsbekundungen  für  die  palästinensische
Bevölkerung zusammen, die in die Ecke „terroristischer Bedrohung“ gestellt
werden. Die Verschärfung des Strafrechts beinhaltet auch eine Neudefinition
von  Gewalt ,  d ie  Vol lzugsmaßnahmen  wie  Abschiebung  und
Zwangsexmatrikulation  unmittelbarer  und  auf  höherer  Eskalationsstufe
spüren  lässt.

Die EM nahm Bundesjustizminister Marco Buschmann (FDP) dankbar als
Steilvorlage auf und forderte rasche Konsequenzen für Gewalttäter:innen. Er
teilte  der  Zeitung  „Bild  am  Sonntag“  mit,  auch  Hooligans  und
Krawalltourist:innen würden sich auf den Weg nach Deutschland machen.
Wenn Straftaten begangen würden, sollte dort, wo es möglich sei, die Strafe
auf dem Fuße folgen.

Kritik
Es erhebt sich aber auch Kritik im bürgerlich-liberalen Lager gegen den
Sicherheitshype.  So  moniert  bspw.  der  Deutsche  Anwaltsverein  drei
problematische Überwachungstechnologien, die nun auf keinen Fall etabliert
oder weiter ausgeweitet werden dürften. Dazu gehören Staatstrojaner, die
Zugriffe  auf  PCs  legitimieren,  durchgängiger  Einsatz  biometrischer
Gesichtserkennungsprozeduren  sowie  anlasslose  Vorratsdatenspeicherung.
Zu  den  Eckpunkten  des  Sicherheitskatalogs  zählt  neben  den  genannten
Pfeilern auch Präventionsarbeit durch die Unterstützung von Fanprojekten,
z. B. durch das Fanbetreuungsprogramm „Fans welcome“.

Für die Polizei und den Staat stehen die Fangruppen selbst im Visier der
verschärften Überwachung. Gegen diese, gegen die Kommerzialisierung des
Sports,  die bei  den Großveranstaltungen besonders krass und überteuert



hervortritt, gegen die verordnete Fankultur sollten sie sich organisiert zur
Wehr  zu  setzen.  Viele  Fangruppen  aus  den  Vereinen  haben  durch  ihre
bundesweit  organisierten  Proteste  gegen  die  Machenschaften  des  DFL
Deutsche Fußball  Liga e.  V.  und Mauscheleien hinter  ihrem Rücken mit
zweifelhaften sportfremden Investor:innen nicht nur Erfolg gehabt, sondern
auch bewiesen, dass sie als organisierte Kraft  Kapitalkraken widerstehen
können.

Diese Gruppen sind auch an den jeweiligen Spielorten stark vertreten. Sie
könnten dabei die Kritik an der Kommerzialisierung der Veranstaltungen bis
zum Public Viewing mit der am Überwachungswahn verbinden. Sie müssten
sich dazu aber sowohl mit gewerkschaftlichen Organisationen abseits von
GdP und Deutscher Polizeigewerkschaft (DPolG) wie auch mit internationalen
Fanverbänden  verbinden,  Kontrollen  und  Einreisebeschränkungen
entgegentreten.  Statt  der  Polizei  könnten  die  Fanclubs  eigenständige
Ordner:innendienste organisieren und so für einen geregelten Ablauf der
Veranstaltungen  sorgen.  Der  Deutsche  Gewerkschaftsbund  überlässt  es
leider  „seiner  Fachvertretung“,  der  GdP,  sich  mit  dem  Thema
Staatsaufrüstung  im  Namen  der  Sicherheit  aller  zu  beschäftigen  und
klassenfeindlich  hervorzutun.

Keine Grenzkontrollen!
Keine migrant:innenfeindliche Repression!
Keine Legitimierung von Überwachungseinrichtungen!
Nein zu allen Strafgesetz- und Sicherheitsverschärfungen!
Keine Mittel und Personal für polizeiliche Aufrüstung!
GdP raus aus dem DGB!
Organisierung von Sicherheitsvorkehrungen und Gegenwehr gegen
staatliche  Kontroll-  und   Einreisewillkür  durch  internationale
Fangruppierungen  und  Gewerkschaften!



3  Gründe,  warum
“Willkommens”klassen  nichts
mit Inklusion zu tun haben
April 2024

Es  klingt  erst  mal  nett:  eine  Klasse,  in  der  geflüchtete  Kinder  und
Jugendliche willkommen geheißen werden, gemeinsam Deutsch und Lesen
und  Schreiben  lernen,  um  dann  einen  einfachen  Einstieg  in  den
Regelunterricht zu haben. Da hat man gar nicht mehr diesen spaltenden
flavour wie damals, als dasselbe Konzept noch „Ausländerklassen“ genannt
wurde.  Zu  Recht?  Nein,  die  Regierung  will  uns  pranken  und  die
Leidtragenden des Pranks sind unsere geflüchteten Mitschüler:innen (sowie
in geringerem Maße die Lehrkräfte und alle anderen im Schulbetrieb). Wir
sind „Jugend gegen Abschiebung“ und wir wollen nicht nur Abschiebungen
verhindern und den Rechtsruck stoppen,  sondern in eine antirassistische
Gegenoffensive übergehen, deswegen bieten wir euch hier ein paar Fakten
sowie 3 Argumente gegen „Willkommens“klassen und einige Stichpunkte,
was wir stattdessen bräuchten für einen inklusiven Schulalltag für alle.

Die  Schulpflicht  in  Deutschland  ist  in  der  Regel  nicht  abhängig  vom
Aufenthaltsstatus,  d.h.  geflüchtete Kinder sind genauso schulpflichtig wie
hier aufgewachsene. Wie genau Geflüchteten der Schulbesuch ermöglicht
werden soll,  ist  aber Ländersache und es funktioniert überall  ein kleines
bisschen  anders.  In  elf  Bundesländern  ist  dies  in  sogenannten
Willkommensklassen (WK) organisiert, wir beziehen uns hier der Einfachheit
halber vor allem auf eines dieser elf: Berlin. Es gibt hierzu nicht extrem viele
kritische  Untersuchungen,  wir  empfehlen  aber  ‚Die  Kontinuität  der
Separation‘ (Karakayalı et al.), auf die wir uns auch hier beziehen. Während
der Senat einige Grundlinien und Ziele formuliert hat (neben dem deutschen
Spracherwerb  z.B.  die  „Vermittlung  kultureller  Werte,  Normen  und
Verhaltensweisen  des  Aufnahmelandes  Deutschland“),  bleibt  die  genaue
Ausgestaltung weitgehend den einzelnen Schulen überlassen, sodass auch
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die Probleme je nach Schule in unterschiedlichem Maße zu Tage treten.

1. Direkte Ausgrenzung im Schulalltag

Dass WK nicht besonders inklusiv sind, wird schon auf räumlicher Ebene
bemerkbar,  etwa  wenn  der  Unterricht  in  entlegenen  Teilen  der
Schulgebäude, im Hort oder wie in einigen Fällen, sogar in einem gänzlich
verschiedenen Gebäudekomplex oder in der Unterkunft stattfindet, sodass
überhaupt  keine  gemeinsam  genutzten  Räume  von  nicht  und  neu
zugewanderten Schüler:innen bestehen. Dieses Prinzip setzt sich fort, wenn
WK nicht an Schulfesten, Tagen der offenen Türen beteiligt sind, wenn WK
nicht auf Klassenfahrten fahren oder wenn den geflüchteten Schüler:innen
keinen  Mitwirkung  in  der  Schüler:innenvertretung  ermöglicht  wird.
Nachmittagsangebote  werden  zwar  formal  angeboten,  können  aber  oft
insbesondere in Grundschulen allein schon deshalb nicht genutzt werden,
weil die Eltern nicht über die Möglichkeiten informiert werden.

2. Schlechte Behandlung und strukturelle Benachteiligung

Auf dem Schulhof verprügelt, Sand in den Mund gesteckt, von Lehrer:innen
angeschrien oder gewaltsam durch den Klassenraum gezerrt. Die zahlreichen
Beispiele  von Diskriminierung gegenüber  geflüchteten Schüler:innen sind
keine Einzelfälle,  sondern Ausdruck einer systematischen Unterdrückung.
Die  Schüler:innen in  den WK sind,  dadurch dass  sie  unter  sich bleiben,
abgeschnitten von Mitteln, um sich gegen ihre Diskriminierung zu wehren,
die  Zeug:innenschaft  der  anderen  Schüler:innen  bleibt  aus  und  deren
Solidarisierung  wird  erschwert.  Im  Übrigen  sind  auch  die  zusätzlichen
Lehrkräfte in den WK zum Teil Mobbing durch die anderen Lehrer:innen
ausgesetzt.

3. Mangelnde Ressourcen und nobody cares

Wir haben bereits an anderer Stelle die These aufgestellt,  dass sich das
deutsche  Bildungssystem in  einer  tiefen,  sich  stetig  weiter  zuspitzenden
Krise  befindet.  Vor  dem  Hintergrund  von  maroden  Schulgebäuden,
dringendem  Lehrkräftemangel  und  unzeitgemäßen  Unterrichtsformen
erhärtet sich der Eindruck, dass Willkommensklassen in erster Linie dazu



dienen sollen, den Schulbetrieb in den Regelklassen möglichst „ungestört“
weiterlaufen zu lassen, bzw. dessen endgültigen Kollaps zu verhindern. Um
die  Bedürfnisse  der  geflüchteten  Schüler:innen  geht  es  eigentlich  nicht.
Dafür existieren auch gar nicht die Mittel. Ein Drittel der Berliner Schulen
mit  WK hat  nicht  einmal  ein  schriftliches  Konzept  für  diese.  Durch den
Raummangel werden WK teilweise in Unterkünfte verdrängt oder müssen in
Horträumen  unterrichten,  inmitten  zwischen  den  Bastelsachen  für  die
Regelschüler:innen, die die Geflüchteten nicht anfassen dürfen. Weniger als
5%  der  Lehrkräfte  sind  ausgebildet  für  das  Lehramt  von  Deutsch  als
Fremdsprache  und  an  mehr  als  einem Viertel  der  Schulen  unterrichten
überhaupt  keine  ausgebildeten  Lehrer:innen  in  den  WK.  Die  meisten
Lehrkräfte sind zudem nicht darauf vorbereitet, mit den traumatisierenden
Erfahrungen,  die  die  Schüler:innen  auf  der  Flucht  gemacht  haben,
angemessen umzugehen.  Digitale Lehrmaterialien werden fast überhaupt
nicht  in  WK  genutzt,  teilweise  sind  die  Lehrer:innen  sogar  dafür
verantwortlich, sich privat um ihre Lehrmittel zu kümmern. Dies alles führt
dazu, dass selbst wenn die Geflüchteten nach einer gewissen Zeit in den
Regelunterricht  überwechseln,  sie  den  Inhalten  meistens  nicht  folgen
können. Schließlich gibt es auch einfach nicht genügend Plätze in den WK,
sodass allein in Berlin tausende Jugendliche monatelang auf einen Schulplatz
warten müssen.

Was bräuchte es stattdessen?

Wir wollen in der Zukunft  ein detaillierteren Forderungskatalog für  eine
antirassistische Wende an den Schulen erarbeiten und wir laden dich als
interessierte:n  Schüler:in  herzlich  dazu  ein,  dabei  mitzudiskutieren.  Als
ersten Schritt schlagen wir aber die folgenden Eckpunkte vor:

Integration  von  geflüchteten  Kindern  und  Jugendlichen  in  die
regulären Klassen ab dem ersten Tag
Wahlmöglichkeit  zwischen  Unterricht  in  der  Muttersprache  oder
Unterstützung durch DaF-Lehrer:innen und Übersetzer:innen
umfassende psychologische Betreuung zur Traumaverarbeitung
Kennenlern-  und  Vermittlungsangebote  zwischen  nicht  und  neu



zugewanderten  Schüler:innen  (gemeinsam  Fußballspielen,
Musizieren,  Spiele  spielen…)
Vollen Zugang zu politischer Mitbestimmung an der Schule für WK-
Schüler:innen
eine  selbstverwaltete  Antidiskriminierungsstelle  (siehe  unseren
Artikel zu dieser Forderung)

Wir  sollten  jetzt  in  allen  Schulen  die  Frage  der  Willkommensklassen
diskutieren,  die  bestehende  Ungerechtigkeiten  aufzeigen  und  gemeinsam
nach Alternativen suchen. Vielleicht fragst du einmal die Schüler:innen in der
WK, wie es ihnen im Schulalltag geht und für welche Verbesserungen sie sich
mit einsetzen würden.

Bei alldem müssen wir aber dennoch klar benennen, dass der Schulbesuch
nicht von den Angriffen auf das Asylrecht gesondert betrachtet werden kann.
Niemand kann sich in der Schule wohlfühlen, wenn man von Abschiebung
bedroht ist, wenn man nachts nicht schlafen kann, weil es in der überfüllten
Unterkunft zu laut ist oder wenn das wenige Geld auf der Bezahlkarte nicht
reicht,  um die Grundbedürfnisse zu bedienen.  Wir  betrachten daher den
Kampf  für  Inklusion  an  der  Schule  als  Teil  des  Kampfes  gegen  den
staatlichen Rassismus, für Bleiberecht und volle Staatsbürgerrechte für alle!

Quellen:

https://www.dipf.de/de/forschung/pdf-forschung/steubis/wiko-studie-zusamme
nfassung-zentraler-befunde
https://www.waxmann.com/index.php?eID=download&id_artikel=ART102186
&uid=frei
https://taz.de/Willkommensklassen-in-Berlin/!5933590
https://www.dw.com/de/ukrainische-sch%C3%BCler-kritik-an-willkommenskla
ssen/a-64077205
https://mediendienst-integration.de/fileadmin/Dateien/Expertise_Willkommen
sklassen.pdf
https://www.berliner-zeitung.de/open-source/integration-an-berliner-schulen-
fragwuerdiger-umgang-mit-willkommensklassen-li.2148195



EU-Wahl 2024: Krise, Krieg und
Rechtsruck  lassen  sich  nicht
abwählen!
Von Leonie Schmidt, Juni 2024

Wir haben eine Welt zu gewinnen, organisiert
euch JETZT!
Die EU-Wahl-Ergebnisse liegen vor und während sich viele sehr darüber
ärgern, dass die AfD und die CDU so viele Stimmen eingeheimst haben,
bestätigen die Ergebnisse nur, was seit Monaten in Prognosen erfasst wurde.
Es ist verständlich, wütend darüber zu sein, dass die rechtskonservativen
und rechtspopulistischen Parteien so gut abgeschnitten haben. Aber, anstatt
jetzt  pessimistisch zu werden,  sollten wir  uns lieber anschauen,  was die
Gründe dafür sind und auf dieser Basis eine Strategie finden, wie wir den
Rechtspopulist:innen einen Strich durch die Rechung machen können!

Wir müssen der Realität ins Auge blicken, das Wahlergebnis kommt nicht
davon, dass die Leute zu viel auf TikTok abhängen. Stattdessen basieren ihre
Wahlentscheidungen  auf  realen  Problemen  im  Zusammenhang  mit
Wirtschaftskrise  und  Krieg,  die  ausschließlich  von  Rechts  aufgegriffen
werden. Natürlich sind weder CDU/CSU noch AfD wirklich in der Lage, diese
Probleme  zu  beheben.  Aber  sie  verstehen  es  zumindest,  diese  zu
thematisieren.

Der Ampel und der Linkspartei fällt hingegen nichts besseres ein, als Appelle
für den Schutz der Demokratie mantraartig zu wiederholen. Das mag zwar
ein  paar  Tausend  Leute  auf  die  Straße  bringen,  aber  Jugendliche  und
Arbeiter:innen, die sich in diesen krisengeschüttelten Zeiten Sorgen um ihre
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Zukunft machen, überzeugt das nicht. Die Wahlentscheidung basiert nicht
auf abstrakter Moralvorstellung von Demokratie, sondern auf sehr reellen
Abstiegsängsten. Anstatt also mit konkreten Inhalten gegen die Krise und
Sorge der Arbeiter:innenklasse ein Zeichen zu setzen, stellen sich SPD und
Linke  oberlehrerhaft  hin,  und  behaupten,  die  Leute  würden  schon  noch
wachgerüttelt  werden.  Lars Klingbeil  von der SPD am Sonntagabend bei
NTV:  „Ich  glaube  auch,  dass  das  Ergebnis  dieser  Wahl  viele  noch
wachrüttelt, dass die Nazis stärker geworden sind. (…) da wachen viele auf
und kämpfen auch für die Demokratie.” Mit anderen Worten: die SPD macht
wie bisher weiter. Naja, fast.

Hinzu kommt selbstverständlich die Unterstützung für Abschiebungen. Wie
auch schon Scholz verkündete, sprach nun auch Klingbeil davon, zu 100 %
hinter Abschiebungen nach Syrien und Afghanistan zu stehen. Die Ampel
macht  also  einfach schon heute  die  Politik,  gegen die  sie  eigentlich  die
Demokratie schützen will. Wir sehen also: die bürgerlichen Parteien und ihr
Fetisch für den Schutz der kapitalistischen Gesellschaftsordnung in der wir
leben, wird uns nicht befreien. Sie stehen nur blöd daneben, während die
Krise auf unser Kosten ausgetragen wird und verteidigen die Interessen des
Kapitals.  Denn  der  Kapitalismus  ist  die  Grundlage  von  Krisen,  Kriegen,
Ausbeutung und Un-terdrükung und lässt sich auch nicht wegreformieren.

Selbst aktiv werden!
Was es stattdessen braucht, ist eine massenhafte Jugendbewegung gegen
Rassismus,  gegen Armut  und Krise,  gegen Krieg  und Umweltzerstörung.
Vernetzen  wir  uns  dafür  mit  anderen  Jugendlichen!  Wir  müssen  die
Unzufriedenheit  mit  der  Ampel-Regierung auch als  einen  Nährboden für
sozialistische Ideen wahrnehmen, auch wenn das erstmal absurd scheint. Es
ist  unsere  Aufgabe,  der  Krise  etwas  entgegenzusetzen  und  aufzuzeigen,
warum nur eine Überwindung des Gesellschaftssystems zu einem guten und
gerechten Leben für Alle führt. Daher müssen wir auch als Jugend eng mit
der  organisierten  Arbeiter:innenklasse,  also  u.a.  den  Gewerkschaften
zusammenarbeiten. Deshalb müssen wir uns auch organisieren, wo wir uns
tagtäglich aufhalten: in den Schulen, Unis und in den Betrieben. Hier gilt es



Komitees aufzubauen und Gleichgesinnte zu finden, in Aktion zu treten und
Streiks zu organisieren.

Für die folgenden Forderungen lohnt es sich, zu kämpfen, auch wenn wir nie
verschweigen werden, dass unser Ziel der Kommunismus ist!

Massive Lohnerhöhungen mit gleitender Skala! Mindestlohn auf 15
Euro!
Mindesteinkommen für Jugendliche, Schüler:innen und Studierende!
Erhöhung von Sozialleistungen!
Enteignung und Kollektivierung von Wohnraum!
Selbstverwaltete Antidiskriminierungsstellen an Schulen, Unis & in
Betrieben!
Demokratische  Selbstverteidigungskomitees  von  gesellschaftlich
Unterdrückten, Jugendlichen & Arbeiter:innen!

EU-Wahl 2024: Wählt links, aber
organisiert  den  Kampf  für  ein
sozialistisches Europa!
Gemeinsame internationale Resolution von REVOLUTION, Juni 2024

Auch wenn es für die meisten von uns kaum im Alltag präsent ist: Die vielen
Wahlplakate erinnern uns daran, dass alle fünf Jahre mal wieder ein neues
EU-Parlament  gewählt  werden  muss.  Dieses  Jahr  dürfen  auch  wir
Jugendliche über 16 ran, aber die Zeichen stehen auf Rechtsruck. Laut den
aktuellen  Prognosen  werden  die  größten  Stimmengewinne  in  fast  allen
Ländern an rechtspopulistische Parteien gehen. Gleichzeitig hat die EU auch
ohne rechtspopulistische Mehrheit erst kürzlich durch die sogenannte GEAS-
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Reform  das  Asylrecht  für  Einzelpersonen  faktisch  abgeschafft,
Abschiebungen  erleichtert  und  wochenlange  Inhaftierungen  von
Geflüchteten  legalisiert.  Während jede:r  vierte  Jugendliche  in  der  EU in
Armut  lebt,  nutzt  sie  den  Krieg  in  der  Ukraine,  um  allen  Schein  vom
angeblichen „Friedensprojekt Europa“ endlich in die Tonne zu treten und
fleißig aufzurüsten. Es geht schnell in so einer Situation die Hoffnung zu
verlieren. Warum sollten wir als Kommunist:innen also überhaupt wählen
gehen? Und wo sollten wir unser Kreuzchen machen?

Wahlboykott ist Unsinn!
Zuallererst müssen wir uns klar machen, dass Wahlen nur selten wirklich
Veränderung  bringen  und  ganz  sicher  nicht  den  Kapitalismus  stürzen
können. Die Hoffnung, dass wir den Kommunismus herbeiwählen können,
wird  immer  enttäuscht  werden.  Da  der  bürgerliche  Nationalstaat  als
Organisationsstruktur  entstanden  ist,  um die  Herrschaft  des  Bürgertums
abzusichern, wird sich die herrschende Klasse auch nicht mit ihren eigenen
Mitteln entwaffnen lassen.  Wenn politische Mehrheiten entstehen,  die es
dem  Kapital  zu  brenzlich  werden  lassen,  kann  es  immer  noch  auf
Militärputsche,  faschistische  Mobs  oder  Spardiktate  zurückgreifen,  um
parlamentarisch gewählte unliebsame Akteure oder Reformen in die Knie zu
zwingen. Unser Verhältnis zu bürgerlichen Wahlen ist deshalb ein taktisches.

Im Falle des EU-Parlamentes ist die Situation noch absurder, da dieses im
politischen System der EU nur eine sehr begrenzte Macht hat. So ist es nicht
mit  einem normalen gesetzgebenden Parlament wie dem Bundestag oder
dem Nationalrat zu verwechseln, da es weder eigene Gesetze initiieren kann
noch die EU-Kommission direkt wählt. Doch auch wenn das EU Parlament
keine  wirkliche  Macht  hat,  können  Linke  es  als  Bühne  nutzen,  um auf
Missstände aufmerksam zu machen oder um Korruption und Lobbyarbeit zu
bekämpfen. Ebenso gilt es, den Massen, die Illusionen in dieses Parlament
haben,  aufzuzeigen,  dass  sie  eine  wirkliche  Verbesserung  ihrer
Lebenssituation schon selbst erkämpfen müssen. Wir nutzen das Parlament
als eine historische Errungenschaft für uns und zeigen gleichzeitig durch den
praktischen  Kampf  auf,  dass  die  Möglichkeiten  zu  parlamentarischen



Reformen, die die herrschende Klasse einschränken, sehr gering sind. Es
bleibt unsere Aufgabe praktisch zu zeigen, wo die Grenzen der bürgerlichen
Demokratie  liegen  und  dass  nur  eine  sozialistische  Revolution  der
Arbeiter:innen in der Lage ist, den Kapitalismus zu stürzen und seinen Krisen
ein Ende zu setzen. Deshalb nutzt die politisierte Stimmung rund um die EU-
Wahl  in  euren  Schulen,  die  Podiumsdiskussionen,  Jugendwahlen,
Politikstunden etc.  aber  auch  eure  Wahlstimme,  um die  Illusionen  einer
„Friedens-EU“ zu zerstören und den Kampf gegen Asylrechtsverschärfungen,
Rechtspopulismus, Umweltverschmutzung, Massenarmut und Militarisierung
zu organisieren.

Die  EU  wird  von  der  eigenständigen
imperialistischen  Macht  zur  Juniorpartnerin
der USA!
Die EU ist mit dem Versprechen angetreten, das vom Weltkrieg zerrüttete
Europa friedlich und sozial  zu vereinigen und genoss deshalb lange eine
große Popularität in weiten Teilen Europas. Doch davon ist angesichts von
Krieg,  Spardiktaten,  Brexit,  Rassismus,  Umweltzerstörung  und  Inflation
kaum  noch  was  übriggeblieben.  Uns  überrascht  dies  nicht,  denn  eine
Einigung  Europas  ist  auf  kapitalistischer  Grundlage  unmöglich.  Als
Marxist:innen ist uns klar, dass eine politische Einigung Europas nicht ohne
ökonomische Grundlage erfolgen kann. Doch eine gemeinsame ökonomische
Grundlage konnte sich aufgrund der verschärften Konkurrenz zwischen den
einzelnen  Nationalstaaten  angesichts  ihrer  widersprüchlichen  Interessen
nicht  herausbi lden.  Lange  hat  d ie  Idee  e ines  immer  enger
zusammenwachsenden Europas, das sich als eigene imperialistische Macht
neben den USA, Russland, China etabliert, die verschiedenen Staaten der EU
zusammengeschweißt und bei der Stange gehalten. Es fehlt der EU an einem
integrierenden  strategischen  Projekt,  das  die  auseinanderdriftenden
Fliehkräfte  der  Einzelstaaten  zusammenhalten  kann.  Dafür  hat  die  EU-
Kommissionspräsidentin Von der Leyen bei der letzten EU-Wahl einen Green
New Deal versprochen, der mithilfe massiver Subventionen die Kapitale der
führenden EU-Staaten auf dem Weltmarkt konkurrenzfähiger machen sollte



(mit „green“ hatte das leider nicht so viel zu tun). Doch der Krieg in der
Ukraine und die Wirtschaftskrise haben diesem Projekt einen Strich durch
die Rechnung gemacht und die Widersprüche zwischen den einzelnen EU-
Staaten verstärkt.

So  sind  die  exportorientierten  Kernstaaten  der  EU  –  Deutschland  und
Frankreich  –  durch  den  Zusammenbruch  der  weltweiten  Lieferketten  im
Zuge der Corona-Pandemie aber auch durch die Sanktionspolitik im Zuge des
Ukraine-Krieges  stark angeschlagen.  Die  relative  Unabhängigkeit  der  EU
gegenüber den USA hat nur so lange funktioniert, wie ihre Produktionsketten
nach China ausgedehnt werden konnten und billige Rohstoffe aus Russland
flossen. Durch die verschärfte Blockbildung und die Sanktionen musste die
EU  ihre  relative  Unabhängigkeit  aufgeben  und  sich  den  USA  als
„Juniorpartner“ unterordnen. Das von deutschem und französischem Kapital
vorangetriebene  Projekt  einer  eigenständigen  imperialistischen  EU-Macht
wurde  damit  weitestgehend  beerdigt.  Ähnliche  Interessen  in  geringerem
Maße  verfolgt  der  erweiterte  Kern  der  EU  aus  Italien,  Spanien,  den
BeNeLux-Staaten und Österreich. Südeuropa (Griechenland, Malta, Zypern,
Portugal) hat dagegen auf der EU-Bühne kaum was zu sagen. Allen voran das
deutsche  Kapital  hat  seinen  Arsch  aus  der  Wirtschaftskrise  2007/2008
gerettet,  indem  es  die  Kosten  der  Krise  Südeuropa  durch  brutale
Sparprogramme  und  die  Entmachtung  ihrer  gewählten  Regierungen
aufgedrückt  hat.  Südeuropa  wurde  damit  vollständig  und  gewaltvoll
untergeordnet und gefügig gemacht. Bekannt für ihre EU-kritische Haltung
sind vor allem die Staaten Osteuropas wie zB. Polen oder Ungarn. Osteuropa
aber insbesondere das Baltikum versucht seine Stellung in der EU dadurch
auszubauen, dass sie als Partner der USA und enger NATO-Verbündeter ihre
Interessen durchsetzen.

Wenn wir uns die aktuellen Wahlplakate anschauen, wird ganz deutlich: Der
EU, und allen voran den Staaten, die die EU dominieren, fehlt es an einem
integrativen  Projekt,  dass  diese  auseinanderdriftenden  Tendenzen
zusammenhalten  kann.  Die  Folge  dessen  ist  eine  Zersplitterung  im
bürgerlichen Parteienlage, da die verschiedenen nationalen Kapitalfraktionen
nach strategischer Orientierung suchen. Außerdem bedeutet dies, dass die



Mitgliedsstaaten nun verstärkt auf ihre eigene Aufrüstung setzen, um eine
eigenständigere Rolle zu spielen.  Für uns in Deutschland und Österreich
bedeutet das Kürzungswellen in unseren Schulen und Unis, um die massiven
Aufrüstungsprogramme  zu  f inanzieren  und  Debatten  um  die
Wiedereinführung  der  Wehrpflicht.

Der Rechtsruck in der EU ist nicht die Ursache
der Krise, sondern ist ein Ausdruck dessen!
In den Sonntagsreden vieler EU-Abgeordnete hören wir, dass sich Europa
gegen die wachsende Macht der Rechtspopulist:innen verteidigen müsse. So
weit  so  richtig.  Allerdings tun diese Reden häufig  so,  als  ob in  der  EU
eigentlich alles tutti  wäre,  nur die Rechtspopulist:innen versuchen in die
paradiesische EU einzudringen und wollen alles kaputt  machen.  Für uns
Jugendliche  ist  die  EU  jedoch  kein  Dreamland,  sondern  bedeutet
Militarisierung,  Rassismus  und  Neoliberalismus.  Außerdem  sind  die
Rechtspopulist:innen  nicht  vom  Himmel  gefallen,  sondern  sie  sind  ein
Produkt ebendieser Krise der EU und der zunehmenden Unzufriedenheit mit
ihr  in  Teilen des  Kapitals  und des  Kleinbürger:innentums.  Wie wir  eben
aufgezeigt haben, hat die Krise der EU ihre Ursache in der kapitalistischen
Krise selbst und nicht im wachsenden Rechtspopulismus. Dieser macht sich
die Krise jedoch zunutze, um die Unzufriedenen und Abgehängten angesichts
eines Mangels an einer linken Alternative hinter sich zu versammeln.

In Österreich haben wir die Situation, dass die rechtsextreme FPÖ in allen
Umfragen auf Platz 1 liegt. Zwar kommen die Stimmen zu großen Teilen von
der  ÖVP,  trotzdem bedeutet  das  weiterhin  eine  rechte  parlamentarische
Mehrheit  und eine Stärkung der organisierten Rechten.  Die AfD erreicht
selbst in der U-16-Wahl in Brandenburg Spitzenwerte von 38 Prozent! Laut
aktuellen  Prognosen  wird  vermutlich  jede  vierte  Stimme  in  Europa  an
rechtspopulistische  Parteien  gehen.  Diese  massiven  Stimmenzuwächse
verteilen sich jedoch auf die „Fraktion der Europäischen Konservativen und
Reformer“  (zu  deren  stärkster  Kraft  die  Partei  von  Ital iens
Ministerpräsidentin Meloni gehört) und „Identität und Demokratie“ (zu der
auch AfD und FPÖ gehören). Wo sich beide Fraktionen in ihrem Rassismus



einig sind, so uneinig sind sie sich in der Positionierung gegenüber dem
Krieg in der Ukraine. Die „Konservativen und Reformer“ scheinen dabei die
meisten  Stimmenzuwächse  zu  erwarten  und  unterscheiden  sich
außenpolitisch  nicht  wesentlich  von  der  herrschenden  EU-Linie.

Doch auch die anderen europäischen Fraktionen sind von einem Rechtsruck
geprägt. So versuchen die Europäische Volkspartei (CDU/CSU, ÖVP) und die
Liberalen  ihre  Stimmenverluste  an  die  Rechtspopulist:innen  dadurch
auszugleichen, in dem sie sich als stärkere Verfechter:innen der Festung
Europa  zu  präsentieren  versuchen.  Doch  auch  die  Grünen  und
Sozialdemokraten (SPD, SPÖ) stimmen in den Chor aus Abschottung, Krieg,
Militarisierung und Aufrüstung ein. Einig sind sie sich ohnehin alle darin,
dass man im Falle des genozidalen Kriegs in Gaza an der Seite Israels stehen
müsse. Dabei hat die österreichische SPÖ doch dieses Jahr das erste mal seit
langem wieder einen Parteiobmann, der sich positiv auf den Marxismus und
die  Arbeiter:innenbewegung  bezieht?  Der  Linksruck,  den  manche  damit
herbeigesehnt  haben,  blieb  leider  aus.  Vielmehr  gehen die  abgehobenen
Streitigkeiten weiter. Die um einiges rechteren Landeshauptläute schießen
regelmäßig  gegen  Babler,  damit  er  ja  nicht  vergisst,  dass  die
Sozialdemokratie schon lange nicht mehr auf die kleinen Leute schaut. In
Deutschland hat sich der Rechtsruck auch in der Linkspartei ausgedrückt. So
hat sich das „Bündnis Sarah Wagenknecht“ von der Partei abgespalten und
hofft  mit  rechteren Positionen zur Migration und gegen den angeblichen
„Genderwahn“  Wähler:innen  von  der  AfD  zurückzuholen.  Ihr
wirtschaftspolitisches  Programm  wird  in  den  Medien  häufig  als  links
bezeichnet,  steht jedoch in erster Linie nur für eine ein wenig sozialere
Marktwirtschaft, welche angesichts der aktuellen Krise ein utopisches Modell
zu sein scheint.

Wählt die Europäische Linke, aber organisiert
den Widerstand!
Wir rufen euch zur Wahl der Europäischen Linken (Linkspartei, KPÖ) auf. So
finden wir mit ihren Forderungen nach einem Stopp der Privatisierungen und
Kürzungswellen  an  unseren  Schulen  und  Unis,  einem  EU-weiten



Mindetslohn, einem Stopp der Aufrüstungsspirale und legalen und sicheren
Fluchtwege  in  die  EU  noch  die  größte  Übereinstimmung.  Während  die
Linkspartei in Deutschland überhaupt darum kämpfen muss, ins Parlament
einzuziehen zu dürfen, hat die KPÖ in Österreich dieses Jahr mehrere Erfolge
einfahren  können.  Allen  voran  die  Wahl  in  Salzburg,  wo  sie  über  20%
geschafft haben, aber auch für die EU-Wahlen stehen ihre Chancen gut. Die
Parteien der Europäischen Linken eint die Idee von einem sozialeren Europa.
Doch wie diese Forderungen genau umgesetzt werden sollen, insbesondere
wenn sie  auf  den erbitterten Widerstand der  herrschende Klasse  stoßen
werden  –  darüber  schweigt  die  Fraktion.  Doch  dennoch  vereint  sie  die
Illusionen  und  Hoffnungen  der  fortschrittlichsten  Teile  der  europäischen
Arbeiter:innenklasse, der Gewerkschaften, der Klimabewegung auf sich. Mit
diesen müssen wir brechen und den Massen aufzeigen, dass – wie oben schon
näher  erläutert  –  nur  auf  revolutionärem antikapitalistischen  Wege  eine
soziale,  friedliche,  antirassistische  und  ökologische  Vereinigung  Europas
unter kooperativer sozialistischer Planung der Produktion möglich ist.

Doch dafür dürfen wir nicht die kommunistischen Besserwisser:innen am
Gartenzaun  sein.  Unsere  Aufgabe  ist  es  die  richtigen  Forderungen  der
Europäischen  Linken  zu  unterstützen  und  im  gemeinsamen  Kampf
aufzuzeigen,  dass  diese  nicht  auf  parlamentarischem  Wege  und  nur
eingebettet  in  ein  revolutionäres  Programm  durchgesetzt  und  verteidigt
werden können. Die Basis und Wähler:innen dieser reformistischen Parteien
müssen wir dazu auffordern, ihre Führung auf die Probe zu stellen und von
ihnen einen tatsächlichen Kampf für ihre Forderungen einzufordern. Unsere
Aufgabe ist es, Teil dieses Kampfes zu sein, das reformistische Bewusstsein
in der Klasse zu brechen und ihn anhand unseres Programms auch zum
Erfolg zu führen.

Die  Wahl  von  irgendwelchen  „linken  Kleinstparteien“  wie  DKP,  MLPD,
MERA25, SGP oder auch der Letzten Generation lehnen wir ab. Während
DKP  und  MLPD  versuchen  aus  dem  Friedhof  der  Untoten  des
Steinzeitstalinismus  auszubrechen,  versucht  sich  die  vom  ehemaligen
griechischen  Finanzminister  Varoufakis  gegründete  MERA25  als  einzige
palästinasolidarische Partei zu präsentieren. Sie alle eint jedoch, dass sie



keinerlei Rückhalt in irgendwelchen Teilen der Arbeiter:innenklasse besitzen.
Ihre Wahl hat keinerlei Einfluss auf das Bewusstsein der Klasse, sodass wir
die  Klasse  auch  nicht  erreichen,  wenn  wir  unser  Kreuz  für  ihre
zusammengekleisterten,  reformistischen  und  sektiererischen
Wahlprogramme  machen.

In einer Zeit  in der Wirtschaftskrisen
und  Genozide  zu  unserem  Alltag
gehören, braucht es massenhaften und
organisierten  Widerstand  in  unseren
Schulen und Unis. Einen Zettel in eine
Box  werfen  kann  dabei  maximal  eine
Nebenbeschäftigung sein.


